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EINLEITUNG 

Die Küste – verstanden als der vom Meer beeinflusste Teil des Festlandes und der vom Fest-
land beeinflusste Teil des Meeres – stellt eine Landschaft dar, in der die Menschen seit jeher in 
besonderer Weise mit den Kräften der Natur konfrontiert sind. Aktuell stellt insbesondere der 
anthropogene Klimawandel die Küstenregionen vor neue Herausforderungen. Mit dem Anstieg 
des Meeresspiegels sowie der erhöhten Sturmflutgefahr stehen traditionelle Schutzmechanis-
men auf dem Prüfstand und werden derzeit in vielen Regionen angepasst, ausgebaut und neu 
entwickelt. Allerdings weisen Küstenregionen nicht nur eine hohe Vulnerabilität gegenüber 
den Folgen des Klimawandels auf. Sie könnten in der Zukunft auch eine wichtige Rolle für den 
Klimaschutz, also die Vermeidung von Treibhausgasemissionen spielen. Denn durch ihre Topo-
graphie und geographische Beschaffenheit weisen viele Küstenlandschaften eine besondere 
Eignung für bestimmte Formen der erneuerbaren Energieproduktion auf. An erster Stelle ist 
hier sicherlich die Windenergie zu nennen. So sind beispielsweise die europäischen Nordsee-
küsten zentrale Standorte für Innovationen und die Diffusion der Windenergie. Durch ein ho-
hes Winddargebot sowohl auf dem Festland als auch auf dem Meer haben sich in diesen Regi-
onen bereits spezifische Energielandschaften der Küste herausgebildet. Neben der Windener-
gie gibt es weitere Formen der Energieproduktion mit einem Bezug zur Küste. So könnte auch 
die energetische Nutzung der Kraft aus Wellen, Strömung und Gezeiten der Meere in der Zu-
kunft einen entscheidenden Beitrag für erneuerbare Energiesysteme spielen. 

Das vorliegende Working Paper beschäftigt sich mit der Transformation von Küsten zu Energie-
landschaften durch den Ausbau der Windenergie an Land und auf dem Meer. Im Fokus der 
Untersuchung steht die Nordseeküste entlang der drei Länder Niederlande, Deutschland und 
Dänemark. In allen drei Ländern hat sich die Windenergie in den letzten Jahrzehnten zu einer 
tragenden Säule der Energieproduktion entwickelt. Im Zuge dieser Transformation der Nord-
seeküste zu einer erneuerbaren Energielandschaft haben sich auch neue Konfliktfelder heraus-
gebildet. So lässt sich ein verstärkter Druck auf die Inwertsetzung der Küstenlandschaft fest-
stellen. Wenngleich die Nordseeküste schon seit jeher auch in ökonomische Verwertungspro-
zesse eingebunden ist (z.B. durch den Schiffsverkehr oder die Fischereiwirtschaft), so ergeben 
sich mit dem Ausbau der Windenergie neue Möglichkeiten der Inwertsetzung, in denen sich 
verschiedene Ansprüche an die Nutzung des Küstenraumes wiederspiegeln. So steht die öko-
nomische Nutzung von Windenergielandschaften oft in Konkurrenz zu Aspekten des Natur- 
und Artenschutzes, der Erholung oder der Ästhetik. Eine Herausforderung in diesem Kontext 
besteht deshalb darin, geeignete Regulationsmechanismen zu implementieren, um die ver-
schiedenen Nutzungsansprüche im Kontext der Diffusion der Windenergie aufeinander abzu-
stimmen. In den sich neu formierenden Energielandschaften an der Nordseeküste haben sich 
aus diesem Grund spezifische Praktiken der Governance herausgebildet. 

Ein wichtiger Aspekt der Governance des Windenergieausbaus, der in dieser Studie in den Blick 
genommen wird, bezieht sich auf das Spannungsfeld zwischen Akzeptanz und Initiative. Eine 
hohe Akzeptanz der Öffentlichkeit für die Transformation von Energielandschaften spielt ins-
besondere auf der lokalen Ebene eine erhebliche Rolle und ist ein wesentliches Gestaltungs-
element für eine Governance der Windenergie. Neben der Akzeptanz bezieht sich die Entwick-
lung geeigneter Governance-Praktiken aber auch auf die Förderung von (zivilgesellschaftlicher) 
Initiative im Kontext der Windenergie. Die Transformation von Energielandschaften ist unter 
diesem Gesichtspunkt eine Möglichkeit für verschiedene Akteure sich aktiv in ihre Gestaltung 
einzubringen. Die Studie geht der Frage nach, wie das Spannungsfeld zwischen Akzeptanz und 
Initiative in den drei Ländern durch verschiedene Governance-Praktiken bearbeitet wird. Durch 
einen explorativen Vergleich der historischen Entwicklung sowie von länderspezifischen 
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Governance-Praktiken des Windenergieausbaus in Dänemark, Deutschland und den Nieder-
landen sollen Ähnlichkeiten und Differenzen herausgearbeitet werden, um dadurch die unter-
schiedlichen politischen Kulturen in den jeweiligen Ländern sichtbar zu machen. Der Fokus 
dieser Studie liegt dabei weniger auf der Präsentation von abschließenden Forschungsergeb-
nissen, sondern vielmehr auf der Erkundung eines Forschungsfeldes und der Entwicklung einer 
Forschungsperspektive. 

Im ersten Kapitel wird in Bezug auf einen kultur- und praxissoziologischen Landschaftsbegriff 
sowie auf den Begriff Governance eine theoretische Perspektive für die Untersuchung von 
Energielandschaften entwickelt. Das zweite Kapitel beschäftigt sich dann aus einer historisch-
vergleichenden Perspektive mit dem Ausbau der Windenergie in Dänemark, Deutschland und 
den Niederlanden. Das dritte Kapitel nimmt dann auf der Grundlage des historischen Ver-
gleichs spezifische Governance-Praktiken in den drei Ländern in den Fokus. Im Kapitel vier 
werden die vorangegangenen Ausführungen noch einmal rekapituliert und im Hinblick auf das 
Spannungsfeld von Akzeptanz und Initiative miteinander kontrastiert. In Bezugnahme auf das 
Konzept der „Sociotechnical Imaginaries“ geht es in diesem Kapitel auch um die Entwicklung 
einer ländervergleichenden Forschungsperspektive zur Transformation von erneuerbaren 
Energielandschaften an der Nordseeküste. 

1. THEORETISCHE PERSPEKTIVE 

1.1 Erneuerbare Energielandschaften als Kultur und Praxis 

Die vorliegende Studie bezieht sich auf einen kultur- und praxissoziologischen Landschaftsbe-
griff, der sowohl physisch-materielle wie auch symbolisch-kulturelle Aspekte umfasst und da-
von ausgeht, dass Landschaften durch die Verschränkung verschiedener sozialer Praktiken 
entstehen. Soziale Praktiken lassen sich verstehen als historisch-kollektiv gebildete Formatio-
nen von Handlungsmustern, in denen körperliche Aktivitäten, materielle Artefakte und kultu-
relle Sinnmuster ineinander greifen (Reckwitz 2003; Shove/Pantzar/Watson 2012). Aus dieser 
Forschungsperspektive geht es dann darum, die spezifischen Praxiszusammenhänge herauszu-
arbeiten, in denen Landschaften konstruiert, wahrgenommen und verhandelt werden. Der 
Begriff der Energielandschaften bezieht sich auf den Zusammenhang zwischen Energieproduk-
tion und Landschaft bzw. auf die landschaftlichen Auswirkungen, die mit der Produktion von 
Energie verbunden sind (Zimmerer 2011; Nadaï/van der Horst 2010; Gailing/Leibenath 2013). 

Betrachtet man zunächst nur die materielle Dimension einer Landschaft, so beinhaltet diese 
sowohl natürliche als auch anthropogene Faktoren. Solche  Eigenschaften der Landschaft kön-
nen sich beziehen auf die Vielfalt landschaftlicher Elemente (z.B. Berge, Dörfer, Wiesen, Kirch-
türme), eine harmonische Anordnung dieser Elemente (z.B. ein Tal inmitten von Bergen) oder 
eine bestimmte Farbgebung (z.B. das Abendrot). Je nachdem, wie das Energiesystem in einer 
Region oder einem Staat ausgestaltet ist, ergeben sich unterschiedliche Konsequenzen für die 
materiell-physischen Aspekte von Energielandschaften. Während die fossil-atomare Energie-
produktion durch einen zentralisierten Kraftwerkspark mit relativ wenigen aber dafür großen 
Produktionseinheiten gekennzeichnet ist, so lässt sich im Zuge des fortschreitenden Ausbaus 
der erneuerbaren Energien eine Dezentralisierung der Energieproduktion beobachten, die 
wesentlich auch mit einer materiellen Transformation von Energielandschaften verbunden ist 
(Leibenath 2013). Die technischen Charakteristika der Solar- ebenso wie der Windenergie ba-
sieren auf kleinen und mittelgroßen Kraftwerkseinheiten, die in großer Zahl vorhanden sind 
und sich damit in erheblichem Maße in die materielle Topographie von Energielandschaften 
einschreiben.  
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Allerdings sind es nicht allein diese materiellen Aspekte, die einen bestimmten geographischen 
Ausschnitt der Welt oder ein spezielles Arrangement von Elementen zu einer Landschaft ma-
chen. Erst die Verbindung der materiellen Landschaftselemente mit Sinn- und Bedeutungs-
strukturen ermöglicht es, dass Landschaften als solche wahrgenommen werden können. Land-
schaften existieren also nicht als objektiv gegebene Einheit, sondern sie entstehen erst durch 
eine vom Menschen ausgehende Wahrnehmungspraxis: „Landschaft ist also nicht ein Objekt, 
sondern entsteht dadurch, dass Menschen gemäß sozialer Konventionen Objekte zueinander 
in Beziehung setzen und so Landschaft in Räume hinein schauen.“ (Kühne 2013, S. 109). In-
wieweit Landschaften also als ästhetisch wertvolle und schützenswerte Gebiete, als unattraktiv 
und reizlos oder möglicherweise sogar als hässlich und unwirtlich erlebt werden, ist wesentlich 
durch kulturelle Aspekte geprägt, und die subjektive Wahrnehmungspraxis kann je nach indivi-
dueller Sozialisation sehr unterschiedlich ausfallen. 

Die Transformation von fossil-atomaren zu erneuerbaren Energielandschaften vollzieht sich 
also vor dem Hintergrund unterschiedlicher kultureller Sinnzuschreibungen. So kann die zu-
nehmende Diffusion kleinerer Kraftwerkseinheiten (vor allem Wind-, Solar- und Bioenergie) 
und die Verdrängung der großen Kohlekraftwerke und Atomreaktoren mit den zunehmenden 
Gestaltungs- und Partizipationsmöglichkeiten in Verbindung gebracht werden, die sich in er-
neuerbaren Energielandschaften für Bürger ergeben (Moss/Becker/Naumann 2015; Radtke 
2016). Andererseits schreiben sich die dezentralen Energietechnologien aber auch immer 
mehr in die alltäglichen Lebenswelten von Bürgern ein und lösen hier vielfältige Kontroversen 
und Konflikte aus. Mitunter sprechen Windkraftgegner von einer „Verspargelung" der Land-
schaft, wenn sie ihren Unmut über die zunehmenden Veränderungen des Landschaftsbildes 
durch den Ausbau der Windenergie äußern. Dabei spielt in lokalen Konflikten die Klassifikation 
von Landschaft als ein „schönes und wertvolles Gebiet", welches vor Veränderungen geschützt 
werden müsse, eine entscheidende Rolle in den entsprechenden Sinnzuschreibungen  
(Otto/Leibenath 2013, S. 70). 

1.2 Governance der Windenergie 

Der Umgang mit Konflikten sowie die Ermöglichung von Engagement im Kontext des Ausbau 
der Windenergie verweist auf die Ausgestaltung von spezifischen Governance-Arrangements 
und damit auf: „[…] das Gesamt aller nebeneinander bestehenden Formen der kollektiven 
Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte: von der institutionalisierten zivilgesellschaftlichen 
Selbstregelung über verschiedene Formen des Zusammenwirkens staatlicher und privater Ak-
teure bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure“ (Mayntz 2004, S. 66).  

Die Förderung zivilgesellschaftlicher Initiative im Kontext des Ausbau der Windenergie ist ein 
wichtiges Gestaltungselement von Governance-Praktiken in den untersuchten Ländern 
(Boon/Dieperink 2014; Oteman/Wiering/Helderman 2014; Gailing/Röhring 2016). Windparks 
werden zu einem großen Teil von privaten, genossenschaftlichen und landwirtschaftlichen 
Akteuren betrieben. Dabei haben sich auch neue Organisationsformen und Akteure innerhalb 
des Energiesektors herausgebildet und etabliert, wie beispielsweise Energiegenossenschaften 
oder Kommunen (Seyfang/Park/Smith 2013; Bayer 2013; IDE 2014). Andererseits war und ist 
der Ausbau der Windenergie immer wieder mit Akzeptanzproblemen vornehmlich auf lokaler 
Ebene konfrontiert. Zwar zeigen Umfragen, dass es einen anhaltend großen Zuspruch für die 
erneuerbaren Energien allgemein und auch für die Windenergie gibt (Ladenburg 2008; AEE 
2015). Blickt man allerdings auf die lokale Ebene – also dorthin, wo die Windkraftturbinen tat-
sächlich aufgestellt werden – ist man oftmals mit Widerstand seitens der lokal ansässigen Be-
völkerung konfrontiert. 

Dieses Auseinandertreten zwischen hohen Zustimmungswerten bezüglich des Ausbaus erneu-
erbarer Energien und den Widerständen und Konflikten auf der lokalen Ebene wird oftmals mit 
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dem NIMBY (Not In My Backyard) Konzept erklärt. Die lokale Öffentlichkeit würde demnach 
grundsätzlich einen Ausbau der Windenergie befürworten, solange nicht die eigene Le-
bensumwelt betroffen ist. Unter Rückgriff auf ein Defizit-Modell der Öffentlichkeit geht das 
NIMBY Konzept davon aus, dass die lokale Opposition gegen Windenergieprojekte auf indivi-
duelle Faktoren wie Egoismus, Ignoranz und Irrationalität zurückgeführt werden könne. Der 
Öffentlichkeit werden in diesem Kontext Attribute zugeschrieben wie die mangelnde Einsicht 
in die Notwendigkeit nationaler Technologieprojekte, die Überhöhung der lokalen gegenüber 
den nationalen Interessen oder eine unzureichende Wissensbasis über die Vor- und Nachteile 
von Technologien. Das NIMBY Konzept ist vielfach kritisiert worden (Devine-Wright 2005; Wol-
sink 2007; McClymont/O´Hare 2008). Die Öffentlichkeit werde hier als defizitär wahrgenom-
men und die mit sozio-technischem Wandel einhergehenden Konflikte auf subjektive Motive 
zurückgeführt anstatt die institutionellen Rahmenbedingungen zu problematisieren. Demge-
genüber konnte in einer Reihe von Studien gezeigt werden, dass Faktoren wie die Partizipation 
lokaler Interessengruppen in Planungsprozessen, Eigentumsverhältnisse, natur- und arten-
schutzrelevante Aspekte oder regionale Identitäten eine wichtige Rolle für Akzeptanz und Ini-
tiative im Bereich des Windenergieausbaus spielen (Jobert/Laborgne/Mimler 2007; Four-
nis/Fortin 2016; Wheeler 2016). 

Die vorliegende Studie bedient sich eines weiten Verständnisses von Governance, um die län-
derspezifischen Praktiken hinsichtlich der Transformation von Energielandschaften an der 
Nordseeküste herauszuarbeiten. Die Etablierung geeigneter Governance-Praktiken lässt sich 
dabei in einem Spannungsfeld von Akzeptanz und Initiative verorten. Die gestiegenen Gestal-
tungs- und Partizipationsmöglichkeiten auf der einen und die zunehmenden Kontroversen und 
Konflikte auf der anderen Seite können durch den Bezug auf dieses Spannungsfeld aufeinander 
bezogen und in ihrer wechselseitigen Verschränkung untersucht werden. 

2. HISTORISCHE ENTWICKLUNG DES WINDENERGIEAUSBAUS AN DER NORDSEEKÜSTE 

Die Nutzung des Windes hat an der Nordseeküste eine lange Tradition. Windmühlen, die vor 
allem für die Entwässerung und zum Mahlen von Getreide genutzt wurden, prägten hier schon 
seit dem Mittelalter das Landschaftsbild. Es ist deshalb naheliegend, dass Anfang des 20. Jahr-
hunderts in dieser Region auch die ersten Gehversuche auf dem Gebiet der Stromerzeugung 
mithilfe von Windkraftturbinen unternommen wurden. Um das Jahr 1909 begann in Dänemark 
die Elektrifizierung des ländlichen Raums, und die Windenergie wurde hier erstmals für die 
Stromproduktion genutzt. Während des ersten Weltkriegs gab es in Dänemark bereits 120 
Windkraftanlagen, die 3% des Stromaufkommens abdeckten (Christensen 2013; Bechber-
ger/Sohre/Mez 2008). Bis zum Jahr 1940 verringerte sich der Anteil der Windenergie allerdings 
und spielte dann bis in die 1970er Jahre nur eine marginale Rolle im dänischen Energiesystem. 
Ab dem Ende der 1970er Jahren kam es zu einer Wiederentdeckung der Windenergie an der 
Nordseeküste, woraufhin sich in den darauf folgenden Jahrzehnten eine überaus dynamische 
Entwicklung des Windenergieausbaus vollzog. Im Folgenden werden aus einer historisch-
vergleichenden Perspektive die Entwicklungspfade des Windenergieausbaus in Deutschland, 
Dänemark und den Niederlanden nachvollzogen, um Gemeinsamkeiten, Ähnlichkeiten und 
Unterschiede sichtbar zu machen. 

Wenngleich in allen drei betrachteten Ländern zunächst ähnliche Ausgangsbedingungen und 
Ziele für den Windenergieausbau vorherrschten, so haben sich im Laufe der Diffusion ver-
schiedene Formen der Bearbeitung und Regulierung von Interessen und Ansprüchen durchge-
setzt. Die Governance von erneuerbaren Energielandschaften reicht von zivilgesellschaftlichen 
Formen des Engagements über staatliche Planung bis hin zu marktförmigen Koordinations-
praktiken. In Deutschland ist besonders die Abstimmung zwischen zentraler und dezentraler 
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Planung hervorzuheben, durch welche sich eine Governance entwickeln konnte, in der die 
lokalen Gegebenheiten der Windenergiestandorte mit den übergeordneten Zielen nachhaltiger 
Energieproduktion vermittelt werden konnte. Die dezentral organisierte Institution der Raum-
planung auf der lokalen und kommunalen Ebene korrespondiert hier mit dem Erneuerbare 
Energien Gesetz (EEG) und den darin festgelegten Einspeisevergütungen auf der Bundesebene. 
Das besondere Charakteristikum der Windenergie-Governance in Dänemark, welches in die-
sem Bericht herausgestellt werden soll, bezieht sich auf die starke Zivilgesellschaft und das 
hohe Maß an Beteiligungsmöglichkeiten für die lokal ansässige Bevölkerung. In Dänemark exis-
tieren die weltweit höchsten Preise für Energie, trotzdem herrscht in der Bevölkerung eine 
sehr hohe Akzeptanz für die kostenintensive Förderung der erneuerbaren Energien. In den 
Niederlanden ist die Governance vor allem geprägt durch eine zentrale Ausrichtung, bei der 
Akteure aus der Wissenschaft, aus großen Unternehmen und aus staatlichen Behörden zu-
sammen die Rahmenbedingungen schaffen, in denen sich der Ausbau der Windenergie voll-
zieht. Dabei ist es im Laufe der Diffusion der Windenergie immer wieder zu Akzeptanzproble-
men und einer mangelnden Abstimmung zwischen verschiedenen energiepolitischen Entschei-
dungsebenen gekommen. Die folgenden Ausführungen zur historischen Entwicklung des 
Windenergieausbaus an der Nordseeküste sind in drei Phasen unterteilt: (1) Pionierphase, (2) 
Diffusion und Konsolidierung, (3) Neue Wege für die Windenergie. 

2.1 1980er Jahre – Die Pionierphase 

Mit dem Aufkommen der Neuen Sozialen Bewegungen wurde seit den 1970er Jahren die 
„Ökologische Frage“ in den gesellschaftlichen Diskurs getragen, und es bildeten sich neue Kon-
flikte um die Energieversorgung heraus, die maßgeblich durch die Antiatomkraftbewegung 
geprägt wurden. Das bestehende System der fossil-atomaren Energieversorgung wurde von 
dieser Bewegung radikal in Frage gestellt. Die Atomenergie galt als nicht hinnehmbare Risiko-
technologie, und auch die fossilen Energieträger gerieten mit der Ölkrise 1973 und einem zu-
nehmenden gesellschaftlichen Bewusstsein für die Endlichkeit der natürlichen Ressourcen in 
die Kritik. In allen drei betrachteten Ländern wurde nun auch über Alternativen zur fossil-
atomaren Energieproduktion nachgedacht und es entstand eine Suchbewegung, die neue 
Möglichkeitsräume einer zukunftsfähigen Energieversorgung freilegte. Die Windenergie spielte 
in diesen Auseinandersetzungen eine entscheidende Rolle.  

Dänemark 

In Dänemark entstand als Reaktion auf die offizielle Energiepolitik, die auf eine zügige Etablie-
rung der Atomkraft setzte, eine starke Antiatomkraftbewegung, die es verstand, mit eigenen 
Konzepten zur Energieversorgung die dominante Energiepolitik herauszufordern. Der öffentli-
che Druck führte schließlich dazu, dass sich das dänische Parlament im Jahr 1985 endgültig von 
der Nutzung der Atomkraft verabschiedete. Innerhalb dieser Auseinandersetzungen war die 
Windenergie ein zentrales Element für die Entwicklung von alternativen Energiekonzepten. In 
dieser Pionierphase etablierte sich in Dänemark ein Netzwerk aus zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren, die sich vor allem aus ideellen Motiven dem Thema der Windenergie widmeten. Die An-
fänge der technischen Entwicklung von Windkraftturbinen wurden von nichtkommerziell agie-
renden Akteuren getragen. Es entstand eine Art „Selbstbaubewegung“, der es vor allem um 
Wege aus der Energiekrise der 1970er Jahre sowie um Unabhängigkeit gegenüber den Strom-
konzernen ging (Neukirch 2010, S. 66). Auch das Engagement der ersten Betreiber von Wind-
kraftanlagen war bis in die frühen 1980er Jahre hinein nicht auf kommerziellen Erfolg ausge-
richtet, sondern orientierte sich an einem grundlegenden Umbau des fossilen Energiesystems. 

Die dänische Politik begann erstmals im Jahr 1979 die Windenergie zu unterstützen und verab-
schiedete ein Subventionsprogramm, bei dem 30% der Investitionskosten in Windturbinen 
durch den Staat übernommen wurden. Durch die Einführung dieses Programms konnte die 
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Nachfrage erheblich gesteigert werden (Sovacool/Lindboe/Odgaard 2008). Mit zunehmender 
Konsolidierung der Windindustrie und sinkenden Turbinenpreisen wurden diese Subventionen 
dann immer weiter reduziert und im Jahr 1989 schließlich eingestellt. Wichtig in diesem Zu-
sammenhang war auch die Einführung eines festen Einspeisetarifs im Jahr 1981. Die dänischen 
Energieversorger wurden dadurch zur Abnahme von Strom aus erneuerbaren Energien ver-
pflichtet und mussten festgelegte Preise an die Turbinenbetreiber zahlen, die 70-85 % der 
Endkonsumentenpreise entsprachen. Allmählich traten im Laufe der 1980er Jahre auch mittel-
ständische Betriebe in die Produktion der Windturbinen ein, um die gesteigerte Nachfrage zu 
decken (Christensen 2013). Und auch die Energieversorger wurden durch ein Abkommen aus 
dem Jahr 1985 dazu verpflichtet, den Ausbau der Windenergie voranzutreiben und innerhalb 
von fünf Jahren eine Leistung von 100 Megawatt (MW) aus Windenergie bereitzustellen. Im 
Jahr 1990 konnte Dänemark schon eine installierte Leistung der Windenergie von knapp über 
300 MW verzeichnen. 

Deutschland 

In Deutschland lässt sich eine ähnliche Entwicklung, wie in Dänemark beobachten. Auch hier 
sind es vor allem Akteure aus der Ökologiebewegung sowie an energetischer Selbstversorgung 
interessierte Landwirte, die vereinzelt kleine Windenergieanlagen betrieben. Besonders die 
Küstenregion Schleswig-Holsteins ist hier als Pionierregion hervorzuheben (Krauss 2010). Hier 
entstanden auch die ersten Bürgerwindparks, bei denen die lokal ansässige Bevölkerung in die 
Planung und den Betrieb der Windkraftanlagen involviert war. Neben den ersten Gehversu-
chen von privaten Betreibern gab es auch den Versuch durch ein Großprojekt der Windenergie 
zum Durchbruch zu verhelfen. Die Versuchsanlage „Growian“ (Große Windanlage), gefördert 
vom Bundesforschungsministerium und Energieversorgern, ging 1983 in Schleswig-Holstein im 
Landkreis Dithmarschen in Betrieb. Mit einem Rotordurchmesser von über 100 Metern war 
„Growian“ damals die größte Windturbine der Welt und sollte im Testbetrieb Strom für 4000 
Haushalte bereitstellen. Allerdings scheiterte dieses Großtechnologieprojekt insbesondere in 
technischer Hinsicht und wurde bereits nach zwei Jahren abgebrochen. 

Die Bundesregierung und einzelne Bundesländer verabschiedeten ab Mitte der 1980er Jahre 
erstmals Förderprogramme für den Windenergieausbau und neben den privaten Betreibern 
traten nun auch Betreibergesellschaften und Stadtwerke als Akteure im Windenergiesektor auf 
(Bernhard 2013). Die großen Elektrizitätsversorger waren in dieser Phase noch nicht am Aus-
bau der Windenergie interessiert, sondern konzentrierten sich auf fossile und atomare Groß-
kraftwerke. Konflikte um die Windenergie waren vor allem geprägt durch Auseinandersetzun-
gen um die richtigen Strategien einer zukünftigen Energieversorgung (Ohlhorst/Schön 2010, S. 
208). Gegner der Windenergie betonten in dieser Zeit vor allem die hohen Kosten eines Aus-
baus. Die installierte Windenergieleistung im Jahr 1990 betrug in Deutschland 55 MW und lag 
damit weit hinter dem Pionierland Dänemark zurück. 

Niederlande 

Erste Strategien für den Ausbau der erneuerbaren Energien für die Stromproduktion entstan-
den in den Niederlanden schon sehr früh. Kurz nach der Ölkrise im Jahre 1973 veröffentlichte 
das Wirtschaftsministerium ein „Weißbuch Energie“, in dem die Förderung von erneuerbaren 
Energien als eine wichtige Option zukünftiger Energieerzeugung erstmals auf die politische 
Agenda gesetzt wurde (Breukers/Wolsink 2007, S. 96). Der Ausbau der Windenergie fand in 
der ersten Phase in den 1970er und 1980er Jahren innerhalb des gegebenen institutionellen 
Rahmens der Energieversorgung statt. Im Gegensatz zur Nischendynamik in Deutschland und 
Dänemark war die niederländische Windenergiepolitik auf eine zentral gesteuerte Förderung 
großtechnischer Anlagen ausgerichtet (ebd.; Wolsink 1996: S. 1086). Die grundlegenden Ak-
teure waren das niederländische Wirtschaftsministerium und ein Zusammenschluss der vier 
großen staatlichen Energieproduzenten. Parallel zu den strategischen Bemühungen des Wirt-



7 

 

schaftsministeriums interessierten sich – wie auch in Deutschland und Dänemark – Bottom-Up 
Initiativen aus der Umwelt- und Antiatomkraftbewegung sowie aus der Landwirtschaft für die 
Nutzung der Windenergie. Eine Unterstützung durch den Staat erhielten diese Initiativen aller-
dings nicht; die öffentlichen Fördergelder flossen ausschließlich an die etablierten Energiepro-
duzenten. Ein konkretes Ziel für den Ausbau der Windenergie formulierte die niederländische 
Regierung im Jahr 1985: bis zum Jahr 2000 sollte eine Gesamtleistung von 1000 MW realisiert 
werden. 

Ein erster großer Windpark mit 18 Turbinen und einer Leistung von 5,1 MW wurde durch die 
staatlichen Energieproduzenten geplant und im Jahr 1985 im Dorf Sexbierum in der Provinz 
Friesland gebaut. Obwohl das Wirtschaftsministerium für dieses Projekt die Hälfte der Investi-
tionskosten übernahm, wurde der Windpark in technologischer und ökonomischer Hinsicht ein 
Misserfolg. Es gab zunächst lokale Proteste, und die Erteilung der Baugenehmigung wurde 
dadurch verzögert. Darüber hinaus führten technologische Probleme dazu, dass die Turbinen 
die meiste Zeit still standen. Die anhaltenden Probleme hatten zur Folge, dass sich sowohl die 
großen Energieproduzenten als auch die Anlagenhersteller aus dem Windenergiesektor zu-
rückzogen (Kamp/Smits/Andriesse 2004, S. 1630; Breukers 2007, S. 95). Die installierte Leis-
tung aus Windenergie im Jahr 1990 beträgt in den Niederlanden ähnlich wie in Deutschland 57 
MW. 

2.2 1990er Jahre – Diffusion und Konsolidierung 

Die 1990er Jahre lassen sich charakterisieren als Phase der Diffusion und Konsolidierung der 
Windenergie. In Dänemark und Deutschland lässt sich in diesem Jahrzehnt eine überaus dy-
namische Entwicklung des Windenergieausbaus beobachten. Die Windenergie beginnt sich 
hier von einer Nischentechnologie hin zu einem wichtigen Pfeiler der Stromversorgung zu 
entwickeln. Gleichzeitig entstehen neue Konfliktdimensionen und eine Neuordnung der Ak-
teursstrukturen im Stromsektor. In den Niederlanden beginnt die Phase der Diffusion und Kon-
solidierung verzögert erst ab den 2000er Jahren. Zwar lassen sich hier ebenso Zuwächse der 
Windenergienutzung verzeichnen, diese bleiben aber weit hinter der Wachstumsdynamik in 
Deutschland und Dänemark zurück. 

Dänemark 

Wesentlich für die erfolgreiche Diffusion der Windenergie in das dänische Energiesystem in 
den 1990er Jahren war insbesondere die kooperative Betreiberstruktur. Windkraftkooperati-
ven waren hier bis in die 1990er Jahr hinein die überwiegenden Käufer und Betreiber von 
Windkraftanlagen. Bis Mitte der 1990er Jahre waren ca. 100.000 Haushalte in solche Koopera-
tiven eingebunden (Gipe 1995, S. 60). Die Organisationsform der Kooperative bot mehrere 
Vorteile für den Windenergieausbau. Durch den Zusammenschluss mehrerer Personen konnte 
die Finanzierung größerer Anlagen mit hohen Leistungen gewährleistet werden. Zudem hatten 
auch Haushalte mit geringem Einkommen die Möglichkeit, sich mit kleineren finanziellen Ein-
lagen am Windenergieausbau zu beteiligen. Ein weiterer Vorteil ergab sich auch durch eine 
Regelung aus dem dänischen Stromeinspeisegesetz, nach dem einzelne Betreiber nicht mehr 
als 135 % des Eigenverbrauchs in das Stromnetz leiten durften. Die kooperative Betreiberstruk-
tur ermöglichte den gemeinsamen Betrieb von leistungsstarken Anlagen und eine entspre-
chende Stromeinspeisung über die 135% des Eigenbedarfs hinaus. Durch die Einbindung der 
lokal ansässigen Bevölkerung entstand zudem eine hohe Identifikation mit der Windenergie. 
Dieser Rückhalt in der Bevölkerung war wichtig, da sich mit der zunehmenden Anzahl an 
Windkraftturbinen auch das Konfliktpotenzial auf der lokalen Ebene erhöhte. In Dänemark 
waren die Windkooperativen demnach eine bedeutende Institution, um eine hohe Akzeptanz 
zu erreichen und damit potenzielle Konflikte mit Windkraftgegnern zu entschärfen (Neukirch 
2010, S. 98). 
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Abbildung 1, Daten aus DEA (2016) 

Im Laufe der 1990er Jahre entwickelte sich die Windenergie zu einem grundlegenden Baustein 
der dänischen Energieversorgung: lag der Anteil an der Stromversorgung im Jahr 1990 noch bei 
1,9%, so wuchs er bis zum Jahr 2000 auf 15% an (DEA 2009, S. 8). Ein besonders starker Auf-
schwung war in den Jahren von 1995 bis zum Jahr 2000 zu verzeichnen, als die installierte 
Windkraftleistung von 400 MW auf 2400 MW anstieg. Dieses starke Wachstum war vor allem 
das Ergebnis einer Verfügung des dänischen Umwelt- und Energieministeriums, infolgedessen 
alle Kommunen verpflichtet wurden, das Potenzial für Windkraftstandorte zu ermitteln und 
dem Ministerium mitzuteilen. Darüber hinaus waren in den politischen Energiestrategien aus 
den Jahren 1990 und 1996 ambitionierte Ziele für den Windenergieausbau formuliert worden 
(Christensen 2013, S. 83). 

Deutschland 

Mit dem Inkrafttreten des Stromeinspeisegesetzes im Jahr 1991 wurde in Deutschland erst-
mals eine garantierte Vergütung für Strom aus erneuerbaren Energiequellen festgelegt, was zu 
einem rasanten Ausbau der Windenergie führte (Ohlhorst/Schön 2010, S. 209). In der zweiten 
Hälfe der 1990er Jahre wuchs die installierte Windenergieleistung um das sechsfache von 1000 
MW im Jahr 1995 bis auf 6000 MW im Jahr 2000. In dieser Zeit entstanden erstmals Interes-
sen- und Zielkonflikte auf lokaler Ebene zwischen Anwohnern, Anlagenbetreibern, Natur-
schutzverbänden und Genehmigungsbehörden. Die Konflikte drehten sich dabei zum einen um 
die negativen Auswirkungen auf die Lebensumwelt der Anwohner (Lärm, Schattenwurf, Wert-
verlust von Immobilien, die Veränderung des Landschaftsbildes) sowie aus einer naturschutz-
fachlichen Perspektive auf den Vogelschutz. Zum anderen gab es auch vermehrten Widerstand 
der etablierten Stromversorger gegen die Windenergie, weil diese fürchteten Marktanteile an 
der Elektrizitätsversorgung zu verlieren (Ohlhorst/Schön 2010, S. 210). Es gründeten sich so-
wohl auf der Seite der Gegner als auch auf der Seite der Befürworter der Windenergie neue 
bundesweite Interessenorganisationen. 
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Abbildung 2, Daten aus BMWi (2016) 

Der Ausbau der Windenergie wurde in dieser Phase zunehmend reguliert. Das Baurecht wurde 
im Jahr 1997 zum Vorteil für die Windenergie geändert, indem Windanlagen nun als privile-
gierte Vorhaben genehmigt werden müssen, wenn dem keine öffentlichen Belange entgegen-
stehen (Ohlhorst 2009, S. 141). Der kommunalen Bauleitplanung wurde gleichzeitig das Recht 
zugestanden, Eignungsgebiete für Windenergieanlagen auszuweisen. Damit war eine koordi-
nierte Planung möglich, die zu einem Rückgang der Konflikte zwischen Betreibern von Wind-
kraftanlagen und Behörden führte. Wichtig in diesem Zeitraum war insbesondere auch das 
Inkrafttreten des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG), mit dem die Energieversorgungsunter-
nehmen berechtigt wurden, sich die Einspeisung von Strom aus Windenergie vergüten zu las-
sen. Damit konnte ihr Widerstand gegen die Windenergie abgeschwächt werden (Ohl-
horst/Schön 2010, S. 212). 

Niederlande 

Nach den anfänglichen Schwierigkeiten vollzog sich auch in den Niederlanden ab den 1990er 
Jahren ein leichter Aufschwung des Windenergieausbaus. Eine wichtige Weichenstellung in 
diesem Zusammenhang war die Verabschiedung eines neuen Gesetzes für den Elektrizitätssek-
tor im Jahr 1989, mit dem eine Trennung zwischen Energieproduktion und Energieverteilung 
durchgesetzt werden konnte. Daraufhin etablierten sich mit den Energieverteilern neue Akteu-
re im vormals monopolistisch organisierten Energiesektor. Die Energieverteiler durften selbst 
Anlagen mit einer Leistung von bis zu 25 MW betreiben und entwickelten sich im Laufe der 
1990er Jahre zu den wichtigsten Akteuren für den Ausbau der Windenergie (Breukers 2007, S. 
96f.). 

Allerdings schritt der Ausbau der Windenergie im Vergleich zu Deutschland und Dänemark 
weiterhin nur langsam voran. Bis in die Mitte der 1990er Jahre lag die Stromproduktion aus 
Windenergie nur bei 257 MW. Dies lag auch daran, dass die Energieverteiler eine relativ gerin-
ge Einspeisevergütung für unabhängige Energieproduzenten durchsetzen konnten und damit 
den Marktzugang für dezentrale Energieproduzenten erschwerten. Mit dem zunehmenden 
Bau von Windenergieanlagen entstanden zudem vermehrt Konflikte auf der lokalen Ebene 
(ebd.: S.98). Die Energieverteiler stimmten ihre Projektentwicklung nur unzureichend mit der 
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ortsansässigen Bevölkerung ab, was dazu führte, dass an vielen der geplanten Windkraftstand-
orte lokale Proteste aufkamen und der Ausbau erschwert wurde. 

In den Niederlanden hat die Raumplanung in den 1990er Jahren einen Prozess der Zentralisie-
rung durchlaufen, bei dem Entscheidungskompetenzen von der kommunalen auf die Ebene 
der Provinzen und auf die nationale Ebene verlagert wurden. Der Ausbau der Windenergie 
wurde durch diese Entwicklung gehemmt (ebd.: S.101). So waren zwar im Jahr 1999 in den 
Raumplänen der Provinzen Gebiete ausgewiesen, die einen Zubau von bis zu 864 MW Wind-
energie gewährleisten sollten. Allerdings wurden in die Verhandlungen über diese Gebietsfest-
legungen die Kommunen nicht eingebunden, und dementsprechend waren geeignete Gebiete 
für Windkraftanlagen auch nicht an die lokalen Gegebenheiten angepasst. Dies führte zu einer 
Welle von Klagen von Windkraftgegnern, wodurch eine Vielzahl von Windenergieprojekten 
nicht realisiert werden konnten. 

 

Abbildung 3, Daten aus The Windpower (2016) 

Ab Mitte der 1990er Jahre waren es dann vor allem zwei wichtige politische Entscheidungen, 
die sich förderlich für den weiteren Ausbau der Windenergie auswirkten. Erstens wurden im 
Jahr 1996 die direkten Subventionen für die Technologieentwicklung durch ein Fiskalsystem 
ersetzt und damit eine Förderung von privaten Investitionen in erneuerbare Energien erreicht. 
Zweitens wurden mit der Verabschiedung eines neuen Gesetzes im Jahr 1998 die Entflechtung 
von Energieproduktion und Netzintegration sowie eine Liberalisierung im Strommarkt eingelei-
tet. Durch diese beiden Politikstrategien konnten unabhängige Windkraftbetreiber ihre Markt-
position weiter ausbauen (Agterbosch/Vermeulen/Glasbergen 2004, S. 2059; Breukers 2007, S. 
99f.). Trotz dieser politischen Weichenstellungen blieb der Ausbau der Windenergie unterhalb 
der gesetzten Zielmarke von 1000 MW für das Jahr 2000. Die installierte Leistung betrug in 
diesem Jahr lediglich 440 MW. 

2.3 2000er Jahre – Neue Wege für die Windenergie 

In den 2000er Jahren schlagen alle drei Länder neue Wege für die Windenergie ein. Insbeson-
dere wird die Windenergie nun auch verstärkt auf dem Meer ausgebaut, wodurch die Trans-
formation von Energielandschaften eine neue Dimension erreicht. Im Kontext dieser neuen 
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Herausforderung haben sich auch neue Governance-Strukturen herausgebildet. Insgesamt 
lassen sich bezüglich des Umfangs des Windenergieausbaus sowohl an Land wie auf dem Meer 
unterschiedliche Dynamiken in den drei Ländern feststellen. Während in den Niederlanden 
eine nachholende Entwicklung stattfindet, stagniert der Zuwachs in Dänemark, wohingegen 
der Windenergieausbau in Deutschland in den 2000er Jahren durch ein kontinuierliches 
Wachstum gekennzeichnet ist. 

Dänemark 

Dem starken Wachstum bis Anfang der 2000er Jahre folgte in Dänemark eine Phase, in der nur 
sehr wenig neue Windkraftleistung installiert wurde. Dies lässt sich auf zwei Gründe zurückfüh-
ren (Möller 2010). Zum einen wurde die finanzielle Förderung für die Onshore-Windkraft ab 
dem Jahr 2002 in erheblichem Umfang zurückgenommen und Investitionen waren dem-
entsprechend mit hohen Unsicherheiten behaftet. Zum anderen gab es in dieser Zeit zuneh-
mend Schwierigkeiten mit der Ausweisung von weiteren Flächen für die Windkraft. Im Laufe 
der 1990er Jahre waren immer mehr finanzkräftige Betreibergesellschaften in den Windener-
giemarkt eingetreten, die im Gegensatz zu den traditionellen Windkraftkooperativen keinen 
Rückhalt in der lokalen Bevölkerung hatten. In der öffentlichen Debatte um die Windenergie 
gewannen kritische Stimmen, die sich gegen die großen Windkraftprojekte wendeten, zuneh-
mend an Gewicht. Zwischen den Jahren 2004 und 2007 konnte lediglich eine Leistung von 78 
MW neu installiert werden (Sperling/Hvelplund/Mathiesen 2010). Erst mit der Verabschiedung 
des „Renewable Energy Act“ aus dem Jahr 2009 rückte die dänische Regierung die Förderung 
der erneuerbaren Energien wieder in den Fokus und hob die Einspeisevergütung für Onshore-
Windenergie wieder an. 

Die Zuwachsraten konnten ab dem Jahr 2002 vor allem im Offshore Bereich realisiert werden, 
wo Dänemark ebenfalls als Pionierland gilt. Hier ging im Jahr 1991 der erste kommerziell ge-
nutzte Offshore Windpark der Welt ans Netz (Windpark Vindeby, 11 Turbinen, 5 MW, 2 km 
Entfernung zur Küste). Dem folgten eine Reihe kleinerer Demonstrationsprojekte und schließ-
lich konnte mit dem Windparks Horns Rev I (160 MW) im Jahr 2002 das erste große Offshore-
Projekt in der Nordsee realisiert werden. Im Laufe der 2000er Jahre wurden in der dänischen 
Nordsee zwei weitere Windparks angesiedelt: im Norden Dänemarks liegt der kleine Windpark 
Ronland (17 MW), der im Jahr 2003 in unmittelbarer Nähe zur Küste gebaut wurde; der Wind-
park Horns Rev II liegt im südlichen Dänemark und ist im Jahr 2009 ans Stromnetz angeschlos-
sen worden (Tonderski/Jędrzejewska 2013).  

Der wichtigste Akteur für die Planung und Errichtung von Offshore Windparks ist die Dänische 
Energie Agentur. Als übergeordneter Ansprechpartner ist die Agentur zuständig für die Verga-
be aller relevanten Genehmigungen und Lizenzen, die für die Realisierung eines Offshore 
Windparks benötigt werden. Die Koordination mit anderen Behörden (z.B. Raum- und Um-
weltplanung, Maritime Angelegenheiten, Naturschutz) sowie die Organisation von Beteili-
gungsverfahren für Offshore-Projekte ist ein weiterer Aufgabenbereich der Dänischen Energie 
Agentur (DEA 2009). Im Jahr 2007 gab die Agentur den Bericht „Future Offshore Wind Power 
Sites – 2025“ heraus, in dem 23 Gebiete ausgewiesen sind, in denen Windparks mit Leistungen 
von jeweils ca. 200 MW gebaut werden können (DEA 2007). Insgesamt ließe sich in den Gebie-
ten eine Leistung von 4600 MW realisieren. 

Aktuell sind in Dänemark 14 Offshore-Windparks mit einer Gesamtleistung von 1271 MW im 
Betrieb (DEA 2016). Die dänische Regierung plant mittelfristig auch den Bau weiterer Wind-
parks in der unmittelbaren Nähe zur Küste. Dafür wurden im Jahr 2012 schon sechs Flächen 
auf der Basis der Windhöffigkeit der Standorte und der lokalen Akzeptanz ausgesucht. Sowohl 
lokal ansässige Bürger als auch private Unternehmen sollen die Möglichkeit bekommen in die 
Windparks zu investieren. Geplant ist ein Netzanschluss spätestens bis zum Jahr 2020 (DMCEB 
2012). 
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Im Jahr 2012 hat die dänische Regierung das „Energy Agreement“ (DMCEB 2012) verabschie-
det, in dem aktuelle Ziele, Strategien und Maßnahmen der Energiepolitik formuliert sind. Als 
langfristiges Ziel strebt Dänemark eine komplette Energieversorgung (Elektrizität, Wärme, 
Industrie und Transport) aus erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2050 an. Mittelfristig soll der 
Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch zunächst auf 35% bis zum Jahr 
2020 ansteigen. Im Bereich der Stromversorgung wird der Windenergie eine tragende Rolle 
zugeschrieben: sie soll bis zum Jahr 2020 die Hälfte des Stromverbrauchs in Dänemark decken. 

Deutschland 

In Deutschland konnte die Windenergie auch in den 2000er Jahren kontinuierlich weiter aus-
gebaut werden, wenngleich sich gegenüber dem Boom in den 1990er Jahren das Tempo ver-
langsamte. Im Gegensatz zu Dänemark, wo es ab dem Jahr 2003 bis ins Jahr 2008 zu einer 
Stagnation des Windenergieausbaus kam, und zu den Niederlanden, wo sich ab 2001 eine ver-
stärkte Dynamik des Windenergieausbaus abzeichnete, ist die Situation in Deutschland durch 
ein stetiges Wachstum gekennzeichnet. Zwischen dem Jahr 2000 und 2010 steigt die installier-
te Leistung insgesamt von 6097 MW bis auf 27180 MW an. 

Ab dem Jahr 2002 eröffnete sich durch die Pläne zum Ausbau der Windenergie auf See eine 
neue Dimension der Windenergie an der deutschen Nordseeküste (Kannen 2012, 2013). Die 
Förderung der Offshore-Windenergie wurde zunächst in der „Strategie der Bundesregierung 
zur Windenergienutzung auf See“ beschlossen (Deutsche Bunderegierung 2002). Hier wurden 
Ziele für den Ausbau formuliert, in denen in einer Startphase bis zum Jahr 2006 eine Kapazität 
von 500 MW ausgebaut werden sollte, um dann bis 2010 eine Leistung zwischen 2000 und 
3000 MW Leistung zu installieren. Als langfristiges Ziel wird eine weitere Erhöhung der Kapazi-
tät zwischen 20.000 und 25.000 MW in den Jahren zwischen 2011 und 2030 angestrebt. In der 
ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) der Nordsee sind aktuell (2016) 13 Windparks im Be-
trieb, die zusammen eine Leistung von 3213 MW erbringen (Deutsche Windguard 2016). 

Auch in den beiden Küstenbundesländern wurden Ziele für den weiteren Ausbau der Wind-
energie formuliert. In Niedersachsen wurde im Jahr 2012 ein Energiekonzept aufgestellt, in 
welchem sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt hat, bis zum Jahr 2020 90% des Brutto- 
stromverbrauchs in Niedersachsen aus erneuerbaren Energien zu decken (Nds. MU 2012). Der 
Ausbau der Windenergie spielt dabei eine entscheidende Rolle. Bis zum Jahr 2020 soll die in-
stallierte Leistung auf ca. 14.000 MW ausgebaut werden. Im Jahr 2011 hat die Landesregierung 
das Integrierte Energie- und Klimakonzept für Schleswig-Holstein beschlossen, in welchem die 
landespolitischen Ziele für den Ausbau der erneuerbaren Energien formuliert sind. Demnach 
hat sich das Land Schleswig-Holstein zum Ziel gesetzt, seine Position als Stromexporteuer wei-
ter auszubauen und bis zum Jahr 2020 ca. 8-10% des deutschlandweit verbrauchten Stroms 
aus erneuerbaren Energien zu liefern. Die Stromversorgung im Land selbst soll schon bis zum 
Jahr 2015 zu 100% durch erneuerbare Energien erfolgen (MLUR S-H 2011). 

 
Niederlande 

Der Ausbau der Windenergie in den Niederlanden war in den 1990er Jahren nur sehr langsam 
vorangeschritten, was vor allem an der fehlenden Partizipation der Kommunen sowie weiterer 
Stakeholder, die im Kontext der Windenergie eine wichtige Rolle spielen (z.B. private Betrei-
bergesellschaften, Umweltorganisationen), lag.  

Im Jahr 2001 sollte mit der Vereinbarung über den nationalen Ausbau der Windenergie 
(BLOW) die Kooperation zwischen verschiedenen Steuerungsebenen und die Koordination von 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten verbessert werden (Breukers 2007, S. 102). Beteiligt wa-
ren an dieser Vereinbarung die Provinzen, der Zusammenschluss der niederländischen Kom-
munen sowie fünf nationale Ministerien. Als Ziel wurde vereinbart, dass die installierte Wind-
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energie bis zum Jahr 2010 auf eine Leistung von 1500 MW steigen sollte. Es wurden Quoten 
für die Provinzen eingeführt und alle Provinzen setzten einen Windenergie-Koordinator ein. 
War in Deutschland und Dänemark schon in den 1990er Jahren der Durchbruch der Windener-
gie erfolgt, so lässt sich in den Niederlanden eine nachholende Entwicklung in den 2000er Jah-
ren erkennen. Vom Jahr 2001 bis zum Jahr 2008 stieg die installierte Leistung der Windenergie 
von 480 MW bis auf 2200 MW an. 

Mit der Windenergienutzung auf dem Meer wurde in den Niederlanden schon in den 1990er 
experimentiert, und zwei Nearshore-Windparks wurden in den Jahren 1996 und 1997 im Ijssel-
meer in unmittelbarer Nähe zur Küste in Betrieb genommen (Windpark Lely, 2 MW, 4 Wind-
kraftanlagen; Windpark Irene Vorrink, 17 MW, 17 Windkraftanlagen). In ihrem vierten nationa-
len Umweltplan (NEPP4) aus dem Jahr 2001 formulierte die niederländische Regierung Szena-
rien für den Ausbau der Offshore-Windenergie in der Nordsee, woraufhin das Wirtschaftsmi-
nisterium eine angestrebte Kapazität von 6000 MW bis zum Jahr 2020 als Zielmarke ausgab. 
Auch der Privatsektor zeigte reges Interesse für die Offshore-Windkraft. Allerdings kam es im 
Laufe der 2000er Jahre immer wieder zu Verzögerungen beim Ausbau, da die beteiligten Mini-
sterien noch keine funktionierende Planungspraxis etabliert hatten und die wechselnden Re-
gierungen die Offshore-Windkraft nicht kontinuierlich unterstützten (Verhees u. a. 2015). Die 
ersten zwei große Offshore Windfarmen in der Nordsee wurden dann im Jahr 2006 (Egmonda 
an Zee, 108 MW) sowie im Jahr 2008 (Princess Amalia, 120 MW) realisiert. 

Die aktuelle energiepolitische Strategie in den Niederlanden ist vor allem im „Energy Agree-
ment for Sustainable Growth“ (SER 2013) formuliert, an dem über 40 Organisationen aus dem 
staatlichen, ökonomischen und zivilgesellschaftlichen Sektor mitwirkten. Hier wurde festge-
legt, dass der Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch bis zum Jahr 2020 auf 
14% erhöht werden soll. Der Windenergie schreibt das „Energy Agreement“ für das Erreichen 
dieses Ziels eine wichtige Bedeutung zu. An Land soll demgemäß die Windenergieleistung bis 
zum Jahr 2020 auf 6000 MW erhöht werden und im Offshore Bereich auf 4500 MW bis zum 
Jahr 2023. 

3. LÄNDERSPEZIFISCHE GOVERNANCE-PRAKTIKEN IM VERGLEICH 

Der historische Vergleich des Windenergieausbaus hat gezeigt, dass sich die Landschaften an 
der Nordseeküste in den letzten Jahrzehnten in erneuerbare Energielandschaften transfor-
miert haben. Aus einer praxistheoretischen Perspektive lässt sich eine solche Transformation 
durch die Analyse derjenigen sozialen Praktiken erklären, in denen Landschaften hervorge-
bracht, wahrgenommen und reguliert werden. Dieses Kapitel setzt sich deshalb mit länderspe-
zifischen Governance-Praktiken auseinander, durch die der Ausbau der Windenergie in 
Deutschland, Dänemark und den Niederlanden geprägt ist. Entsprechend eines weiten Be-
griffsverständnisses von Governance spannt sich der Inhalt in diesem Kapitel von nationaler 
Forschungspolitik über Bottom-Up Initiativen bis hin zu formalen Mechanismen der räumli-
chen Planung auf. Auf Basis des vorangegangenen historischen Vergleichs lassen sich für die 
drei Länder bestimmte Spezifika herausstellen, die als Grundlage für die Auswahl der länder-
spezifischen Governance-Praktiken dienen.  

Das Kapitel 3.1 beschäftigt sich zunächst mit dem Ansatz des „Transition Management“. In den 
Niederlanden hat dieser Ansatz die Energie- und Nachhaltigkeitspolitik maßgeblich beeinflusst. 
Wie der historische Überblick gezeigt hat, kam der Ausbau der Windenergie in den Niederlan-
den nur sehr langsam voran und war immer wieder mit Problemen einer hierarchisch ausge-
richteten Planung und Governance konfrontiert. In der Umsetzung des vor allem von wissen-
schaftlichen Akteuren ausgearbeiteten Konzeptes des „Transition Managements“ spiegelt sich 
diese Ausrichtung. Interessant ist hier vor allem der Versuch, die niederländische Energiepolitik 
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durch einen Prozess geplanter Steuerung sowie im Konsens mit etablierten Akteuren der Ener-
giewirtschaft zu beeinflussen. Die Analyse in Kapitel 3.1 bezieht sich deshalb auf grundlegen-
den Ideen, Prinzipien und Politikempfehlungen des „Transition Management“ sowie auf die 
Umsetzung des Ansatzes in der niederländischen Energie- und Nachhaltigkeitspolitik. 

Darauf folgt im Kapitel 3.2 eine Auseinandersetzung mit Governance-Praktiken in Dänemark, 
die als Bottom-Up Prozesse charakterisiert werden können. Aus dem historischen Überblick 
zur Windenergie lässt sich für Dänemark insbesondere die kooperative Betreiberstruktur her-
vorheben. Deshalb geht es in diesem Kapitel zunächst um die Bedeutung von Energiegenos-
senschaften für den Windenergieausbau. Die kooperative Betreiberstruktur in Dänemark hat 
sich auch auf staatliche Regulationsmechanismen ausgewirkt. Das Kapitel nimmt deshalb auch 
staatlich-regulative Maßnahmen in den Blick, die sich auf den verstärkten Einbezug kommuna-
ler Strukturen in die Planung von Windenergievorhaben beziehen. 

In Kapitel 3.3 folgt dann eine Betrachtung der formalen Raumplanung in Deutschland. Die 
deutsche Situation des Windenergieausbaus zeichnet sich im Vergleich zu den anderen beiden 
Ländern durch eine stärkere Formalisierung aus. Mit der Governance-Praktik der formalen 
Raumplanung wurden Verfahren institutionalisiert, die eine Abstimmung zwischen den konkre-
ten Ausbauflächen auf der lokalen/kommunalen Ebene sowie den übergeordneten Zielvorga-
ben (auf Ebene der Bundesländer) ermöglichen. Dieses Kapitel nimmt zunächst grundlegende 
Regelungen der formalen Raumplanung für die Windenergie an Land in den Blick. Darauf auf-
bauend stehen dann auch die aktuellen Raumpläne in den beiden Bundesländern Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein im Fokus. Mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie hat sich 
auch eine Raumplanungspraxis auf dem Meer herausgebildet, die ebenfalls in diesem Kapitel 
behandelt wird. 

3.1 „Transition Management“ in den Niederlanden 

Im vierten Nationalen Umweltplan (NEPP4) aus dem Jahr 2001 wurden Prinzipien des Transiti-
on Management erstmals in die niederländische Umweltpolitik aufgenommen. Die Verringe-
rung des Bestands an fossilen Treibstoffen, die Abhängigkeit von ausländischen Energieimpor-
ten sowie der Diskurs um den Klimawandel hatten ein Umdenken in der niederländischen 
Umweltpolitik befördert (Kemp 2011, S. 195). Durch eine enge Zusammenarbeit zwischen Akt-
euren aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft wurde der Transition Ansatz als neue Strategie 
in die niederländische Umweltpolitik eingeführt. Maßgeblich hierfür waren insbesondere meh-
rere wissenschaftliche Berichte, die das Umweltministerium im Zuge der Planungen für den 
NEPP4 in Auftrag gegeben hatte (Kemp/Rotmans 2009, S. 306). 

Theorie des „Transition Management“ 

Der Ansatz des Transition Management ist eine Forschungsrichtung, die sich mit langfristigen 
(über ein bis drei Generationen) und strukturellen Wandlungsprozessen von soziotechnischen 
Systemen befasst. Dabei stehen insbesondere die Gestaltungsoptionen für gesellschaftliche 
Übergänge („Transitionen“) im Fokus sowie die Frage, unter welchen Bedingungen eine nach-
haltige Entwicklung gefördert werden kann (Rotmans/Kemp/van Asselt 2001, S. 22). Eine wich-
tige theoretische Grundlage des Transition Ansatzes ist die Multi-Level-Perspektive. Diese geht 
davon aus, dass sich soziotechnische Veränderungsdynamiken wie beispielsweise die Trans-
formation von Energiesystemen durch eine integrierte Betrachtung von drei funktionalen Ebe-
nen – Landschaft (Makroebene), Regime (Mesoebene) und Nische (Mikroebene) – erklären 
lassen. 

Durch die integrative Betrachtung der drei funktionalen Ebenen und deren Wirkzusammen-
hängen ermöglicht die Heuristik der Multi-Level-Perspektive die Beschreibung bestimmter 
Muster, die typisch für soziotechnische Wandlungsprozesse sind. Der Zusammenhang zwi-
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schen den drei Ebenen wird in der Transition Literatur auch als „Nested Hierachy“ beschrieben 
(Geels 2002, S. 1261). Im Zentrum steht dabei die Mesoebene des soziotechnischen Regimes, 
welches das relative stabile Gefüge des eingeschlagenen Entwicklungspfades mit einem jeweils 
spezifischen Set von Regeln repräsentiert. Die Regime sind eingebettet in die übergeordnete 
soziotechnische Landschaft. Diese nur sehr langsam sich verändernde Makroebene beschreibt 
den übergeordneten Kontext, vor dem sich Entwicklungspfade durchsetzen. In den Nischen der 
Mikroebene können radikale Innovationen entstehen und entwickelt werden, die dann verän-
dernd auf das dominante Regelsystem des Regimes einwirken. Eine wichtige Erkenntnis der 
Multi-Level-Perspektive ist, dass radikaler Wandel nur dann stattfinden kann, wenn auf allen 
drei funktionalen Ebenen Veränderungen stattfinden (Rotmans/Loorbach 2010, S. 33). 

Das Transition Management geht allerdings über eine deskriptive Darstellung hinaus und ver-
sucht aus den gewonnenen Erkenntnissen Handlungsempfehlungen für die Gestaltung von 
Transitionen abzuleiten und diese in politischen Strategien zu implementieren. Dabei stehen 
weniger eine klassische staatszentrierte Steuerung oder ein planungs- und organisationsbezo-
genes Management im Fokus. Vielmehr geht es um ein „Transition Enabling“, bei der Richtung 
und Geschwindigkeit von Veränderungsprozessen zwar beeinflusst werden sollen, es vor allem 
aber um die Ermöglichung von Such-, Lern- und Experimentierprozessen geht (Rot-
mans/Loorbach 2010, S. 140f.; Loorbach 2010, S. 173). 

„Transition Management“ in der Praxis 

Im Jahr 2001 initiierte das Wirtschaftsministerium (EZ) das „Energie Transition Projekt“ (ETP), 
das wesentlich durch den Ansatz des „Transition Management“ geprägt wurde. In einem Kon-
sultationsprozess mit verschiedenen Stakeholdern wurde zunächst untersucht, unter welchen 
Bedingungen sich Wirtschaftsakteure für einen nachhaltigen Umbau des Energiesystems ein-
bringen würden (Kern/Smith 2008, S. 4095). Als Diskussionsgrundlage diente eine wissen-
schaftliche Studie, in der vier verschiedene Szenarien für eine Energieversorgung bis zum Jahr 
2050 entworfen wurden. Dieser Prozess führte schließlich zur Auswahl und Gründung von 
thematischen Plattformen, denen jeweils eine besondere Bedeutung für die Transformation 
des Energiesystems zugesprochen wurde (Neues Gas, Grüne Ressourcen, Effizienz in Produkti-
onsketten, Nachhaltige Mobilität, Nachhaltige Elektrizitätsversorgung, Gebaute Umwelt, Ener-
gieproduktion/Treibhausgase). 

Die sieben Transition Plattformen standen im Zentrum des ETP und waren jeweils verantwort-
lich für die Ausarbeitung von "Transition Pfaden" innerhalb ihrer Themenbereiche.  Die Platt-
formen bestanden aus 10-15 Mitgliedern (Stakeholder aus den Bereichen Wirtschaft, Verwal-
tung, Zivilgesellschaft), die durch einen vom Wirtschaftsministerium ernannten Vorsitzenden 
ausgewählt wurden. Die Auswahl der Mitglieder erfolgte auf der Basis persönlicher Präferen-
zen des Vorsitzenden und war nicht an bestimmte Vorgaben gebunden. Unterhalb der Platt-
formen bestanden darüber hinaus Arbeitsgruppen, die von den Plattformen für bestimmte 
Aufgaben einberufen werden konnten (Kemp 2011, S. 196). Die von den Plattformen formu-
lierten „Transition Pfade“ sollten zum einen Wege aufzeigen, wie in den jeweiligen Themenfel-
dern Fortschritte auf dem Weg zu einer nachhaltigen Energieversorgung erreicht werden kön-
nen und zum anderen Förderkriterien für die Auswahl entsprechender Projekte festlegen. Auf 
dieser Grundlage wurden in den Jahren von 2004 bis 2007 „Transition Experimente“ und Pro-
jekte aus dem Bereich nachhaltige Energieversorgung mit einer Summe von 160,2 Mio. Euro 
gefördert. In den Jahren 2007 bis 2008 waren die Ausgaben noch einmal höher und betrugen 
191 Mio. Euro. 

Im Rahmen des ETP wurden im Jahr 2005 zwei weitere Institutionen gegründet: die „Task 
Force Energy Transition“ (TFE) und das „Interdepartemental Directorate Energietransitie“ (IPE). 
Die TFE bestand zwischen 2005 und 2007 aus hochrangigen Vertretern aus Industrie und Öf-
fentlichem Sektor unter dem Vorsitz des CEO von Shell Niederlande. Ihre Aufgabe bestand 
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darin, über die thematischen Plattformen hinaus die strategische Ausrichtung des ETP festzu-
legen. Auf der Grundlage von Vorschlägen aus den Plattformen formulierte die TFE im Jahr 
2006 den "Transition Action Plan". Darin wurde das Ziel festgelegt, bis zum Jahr 2050 eine Ein-
sparung von CO2 von mindestens 50% bei gleichzeitigem ökonomischem Wachstum zu errei-
chen. Das IPE wurde gegründet, um die Zusammenarbeit im Bereich der Energiepolitik zwi-
schen verschiedenen Ministerien zu koordinieren. Mitglieder dieser Institution waren 30 Ver-
treter aus sechs Ministerien. 

Seit dem Jahr 2008 verlor das ETP zunehmend an politscher Aufmerksamkeit 
(Laes/Gorissen/Nevens 2014, S. 1139). Im Jahr 2008 wurde die Zuständigkeit für die Energie 
Transition vom Wirtschafts- zum Umweltministerium verlagert und das hochrangig besetzte 
TFE durch eine neue weniger einflussreiche Institution – das „Energy Transition Governing 
Organ“ (REN) – ersetzt. Im Jahr 2011 wurde dann auch das Herzstück des ETP – die themati-
schen Plattformen – abgeschafft und das ETP wurde auf eine kleine Abteilung innerhalb des 
Wirtschaftsministeriums reduziert. Diese Abkehr vom Transition Management kennzeichnet 
einen Bruch mit den bisherigen Anstrengungen auf dem Weg zu einer nachhaltigen Energie-
versorgung. 

Die Umsetzung des Transition Management innerhalb der niederländischen Energiepolitik ist 
aufgrund verschiedener Aspekte kritisiert worden. Zunächst lässt sich feststellen, dass die Nie-
derlande im Bereich des Ausbaus der erneuerbaren Energien sowie bei der Reduktion von CO2 
Emissionen tatsächlich hinter ihren gesetzten Zielen zurückgeblieben sind. Der Anteil erneuer-
barer Energien am Bruttostromverbrauch betrug im Jahr 2010 nur 9% und liegt damit weit 
unter dem europäischen Durchschnitt (21% für EU27). Auch die CO2 Emissionen konnten nicht 
gesenkt werden. Sie liegen im Zeitraum von 1990 bis zum Jahr 2010 konstant zwischen zehn 
und elf Tonnen pro Person im Jahr (UN 2013). Es ist für diesen Zeitraum also nicht erkennbar, 
dass sich das niederländische Energiesystem nachhaltig entwickelt hat. Inwieweit der Ansatz 
des Transition Management und dessen Umsetzung in der niederländischen Energiepolitik 
dafür verantwortlich gemacht werden kann, ist allerdings umstritten. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu erwähnen, dass das ETP nicht die bestehende Ener-
giepolitik in den Niederlanden ersetzt hat, sondern komplementär zu dieser eingeführt wurde 
und es nur wenige direkte Verknüpfungen zwischen beiden Strategien gab. Die niederländi-
sche Energiepolitik setzte vor allem auf kurzfristige Ziele: die Sicherheit der Energieversorgung, 
eine weitere Liberalisierung des Energiemarktes und günstige Strompreise standen dabei im 
Zentrum (Kern/Smith 2008, S. 4098). Auch durch die Einführung des Transition Management 
konnte keine Reform dieser Leilinien umgesetzt werden. 

Ein weiterer Kritikpunkt am ETP bezieht sich auf die Dominanz von Akteuren des bestehenden 
Energie Regimes, sowohl in den thematischen Plattformen als auch in den anderen im Rahmen 
des ETP gegründeten Institutionen. Im Jahr 2006 stellten Unternehmen (55%) den Großteil der 
beteiligten Akteure im ETP, Vertreter aus Wissenschaft (21%) und aus Ministerien (17%) waren 
nur wenig beteiligt und zivilgesellschaftliche Organisationen (8%) waren deutlich unterreprä-
sentiert (Hendriks 2008, S. 1016). 

Am ETP waren also vor allem Regime-Akteure beteiligt, die nicht für radikale Systeminnovatio-
nen eintraten, sondern sich aus wirtschaftlichen Gründen beteiligten. Die Bandbreite an inno-
vativen Experimenten und Projekten wurde damit eingeschränkt; anstatt auf strukturelle Ver-
änderungen zu setzen, wurde die Optimierung des bestehenden soziotechnischen Systems in 
den Vordergrund gerückt. Es entstand eine paradoxe Situation. Gemäß dem Multi-Level-Ansatz 
sind es insbesondere instabile Zustände auf der Regimeebene, die dazu führen, dass Nischen-
innovationen einen Wandel innerhalb eines Regimes auslösen. Politische Strategien, die Druck 
auf das Regime ausüben und Spannungen erzeugen, lassen sich aber nur schwierig umsetzen, 
wenn die beteiligten Akteure selbst dem Regime angehören und an der Erhaltung des Status 
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Quo interessiert sind (Kern/Smith 2008, S. 4102). Die Dominanz von ökonomischen Akteuren 
verweist noch auf eine andere Problematik. Die thematischen Plattformen und die anderen 
Institutionen des ETP sind nicht demokratisch gewählt und die Öffentlichkeit ist beim Transiti-
on Prozess nicht oder nur sehr marginal beteiligt. Einige Autoren haben aus diesem Grund die 
Umsetzung des Transition Ansatz als elitär und technokratisch bezeichnet (Hendriks 2008; 
Smith/Kern 2009). Die Etablierung des Transition Ansatzes wurde zunächst mit großen Erwar-
tungen vorangetrieben. Im Zuge der Umsetzung hat sich allerdings gezeigt, dass die Be-
harrungskräfte des bestehenden Energiesystems sehr stark sind und radikale Innovationen 
durch das ETP nicht auf den Weg gebracht werden konnten. 

3.2 Bürgerwindparks und kommunale Akzeptanzförderung in Dänemark 

Die kooperative Organisationsform der Genossenschaft hat insbesondere in Dänemark den 
Ausbau der Windenergie maßgeblich geprägt. Besonders in den 1980er und 1990er Jahren 
waren die Gründung und der Betrieb von genossenschaftlich organisierten Bürgerwindparks 
eine weit verbreitete Praxis. Über 2000 der in den späten 1990er Jahren installierten Wind-
kraftturbinen befanden sich im Eigentum solcher lokal ansässigen Genossenschaften. Aktuell 
gibt es in Dänemark ca. 100 aktive Windgenossenschaften, die im Besitz von ca. zwei Drittel 
der Onshore Windturbinen sind (Oteman/Wiering/Helderman 2014). Der Ausbau der Wind-
energie in Dänemark lässt sich damit als ein Bottom-Up Prozess charakterisieren, bei dem die 
maßgeblichen Impulse weniger durch eine zentrale Steuerungsinstanz, sondern vielmehr durch 
die Initiative von engagierten Bürgern gesetzt wurden. Mit der Einbindung der lokal ansässigen 
Bürger in die Planung, den Betrieb und die Eigentumsstrukturen der Windparks  konnte eine 
hohe Akzeptanz erreicht werden (Bechberger/Sohre/Mez 2008, S. 80; Neukirch 2010, S. 219). 

In Dänemark konnte bereits – anders als in den anderen beiden Ländern – auch im Bereich der 
Offshore Windenergie eine genossenschaftliche Beteiligung von Bürgern realisiert werden. Der 
Windpark Middelgrunden wurde im Jahr 2001 fertiggestellt und war mit seinen 40 MW damals 
der größte Windpark der Welt. Die Eigentümerschaft teilen sich jeweils zur Hälfte das Unter-
nehmen DONG Energy und eine Bürgerkooperative, in der sich 8500 vorwiegend lokal ansässi-
ge Bürger zusammengeschlossen haben (Sørensen/Hansen/Larsen 2002). Die Planungen dieses 
Windparks in 3km Entfernung zum Kopenhagener Hafen gehen zurück auf das Jahr 1997, als 
diese Fläche im „Aktionsplan Offshore Energie“ als potenziell geeigneter Standort eines Wind-
parks ausgewiesen wurde. Es gründete sich daraufhin die Middelgrunden Wind Turbinen Ko-
operative mit Unterstützung des Kopenhagener Büros für Umwelt und Energie und dem kom-
munalen Energieversorger Kopenhagen Energie. Neben der Möglichkeit sich durch den Kauf 
von Anteilen finanziell am Middelgrunden Projekt zu beteiligen, wurde der Planungsprozess 
durch ein intensives Partizipationsverfahren begleitet. In den Jahren 1997, 1998 und 1999 
wurden Anhörungsverfahren organisiert, und die Öffentlichkeit konnte zu dem Projekt Stellung 
nehmen und eigene Vorschläge einbringen. Im Zuge dieses Verfahrens erfuhr das Projekt eine 
Änderung: die ursprüngliche Turbinenanzahl wurde von 27 auf 20 verringert und anstatt einer 
Anordnung von drei Reihen wurde durchgesetzt, dass die Turbinen in einer gekrümmten Kurve 
aufgestellt wurden (ebd.). 

Genossenschaften und Windenergie 

Genossenschaften unterscheiden sich in wesentlichen Punkten grundlegend von anderen Un-
ternehmensformen und weisen bestimmte Charakteristika auf, die geeignet erscheinen für 
einen Umbau der gegenwärtigen energiewirtschaftlichen Strukturen. Die wesentlichen Charak-
teristika von Genossenschaften lassen sich anhand von vier Prinzipien beschreiben (Ma-
ron/Maron 2012, S. 39ff.; Atmaca 2014, S. 51f.): (1) Das grundlegende Merkmal einer jeden 
Genossenschaft ist das Förderprinzip. Demnach ist der Zweck einer Genossenschaft auf die 
Förderung der ökonomischen, sozialen oder kulturellen Belange ihrer Mitglieder ausgerichtet. 
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Genossenschaften sind folglich nur der Förderung ihrer Mitglieder verpflichtet und nicht, wie 
dies bei anderen Unternehmensformen der Fall ist, hauptsächlich auf das Erwirtschaften von 
finanziellen Gewinnen orientiert. (2) Das Demokratieprinzip bezieht sich auf den Aufbau und 
die Struktur einer Genossenschaft sowie auf die interne Regelung von Entscheidungsverfahren. 
Genossenschaften folgen basisdemokratischen Prinzipien, wobei jedem Mitglied, unabhängig 
von der Höhe der finanziellen Einlage, eine Stimme zusteht. (3) Das Selbsthilfeprinzip hebt 
darauf ab, dass es sich bei Genossenschaften um freiwillige Zusammenschlüsse handelt, die 
darauf ausgerichtet sind, die wirtschaftliche, kulturelle und/oder soziale Situation ihrer Mit-
glieder zu verbessern, ohne eine Unterstützung von Dritten (z.B. durch den Staat) in Anspruch 
zu nehmen. Die Freiwilligkeit der Mitgliedschaft ist verbunden mit einer prinzipiellen Offenheit 
des Beitritts. (4) Ein weiteres Charakteristikum genossenschaftlicher Organisationen ist das 
Identitätsprinzip, wonach alle Mitglieder gleichzeitig als Eigentümer des Gesellschaftskapitals 
(und damit als Mitunternehmer) und als Kunden der Genossenschaft auftreten. Genossen-
schaften unterlaufen damit die üblicherweise getrennten Funktionsbereiche zwischen Unter-
nehmen, die bestimmte Leistungen anbieten und Kunden, die diese Leistungen erwerben. 
Stattdessen sind die Genossenschaftsmitglieder direkt als Eigenkapitalgeber, Abnehmer und 
Lieferanten in die Aktivitäten der Genossenschaft eingebunden. 

Mit dem genossenschaftlichen Betrieb von Bürgerwindparks sind verschiedene Vorteile für 
den Ausbau der Windenergie verbunden (BWE 2012; windcomm 2012). Durch die Beteiligung 
der lokalen Bevölkerung kann die Akzeptanz für den Bau von Windkraftanlagen gesteigert 
werden. Diejenigen Bürger, welche die lokalen Lasten der Windenergienutzung (z.B. Verände-
rung des Landschaftsbildes) tragen, profitieren gleichzeitig finanziell durch sie. Über den finan-
ziellen Aspekt hinaus sind die Beteiligten auch in die konzeptionellen und organisatorischen 
Planungsprozesse eingebunden, womit der Bürgerwindpark an die lokalen Besonderheiten der 
Standortgemeinde angepasst werden kann. Die Beteiligung am Gewinn sowie die umfangrei-
chen Mitspracherechte erhöhen die Identifikation mit dem Bürgerwindpark und dem dezentra-
len Ausbau erneuerbarer Energien. Ein weiterer Vorteil von Bürgerwindparks ergibt sich durch 
die Förderung kommunaler/regionaler Wertschöpfungsketten. Durch die regionale Einbettung 
eines Bürgerwindparks werden in der Region ansässige Unternehmen bei der Planung, Errich-
tung und Wartung der Windenergieanlagen bevorzugt eingebunden. 

 
Förderung von Bottom-Up Initiativen und Akzeptanz auf kommunaler Ebene 

Während die ersten Turbinen noch ohne Beschränkungen aufgestellt wurden, hat sich seit den 
1990er Jahren ein differenziertes Planungssystem für Windenergie entwickelt. In Dänemark 
kommt den Kommunen eine entscheidende Rolle für die Planung von Windenergieprojekten 
zu (Sperling/Hvelplund/Mathiesen 2010, S. 5449). Darüber hinaus sind die Kommunen auch 
selbst als Eigentümer von Windturbinen in den Energiemarkt involviert. Als Planungsbehörde 
sind die Kommunen verantwortlich für die Aufstellung von Kommunalplänen, in denen die 
maßgeblichen Entwicklungsziele der jeweiligen Kommunen bestimmt sind. 

Da der Ausbau der Onshore Windenergie auf die lokale Unterstützung angewiesen ist, hat die 
dänische Regierung eine Reihe von Regelungen eingeführt, die eine Akzeptanz für die Onshore 
Windkraft weiterhin gewährleisten sollen. Im „Danish Promotion of Renewable Energy Act“ 
aus dem Jahr 2008 sind vier Schemata ausgearbeitet worden, um die lokale Akzeptanz sowie 
das lokale Engagement für die Onshore Windenergie zu fördern. Werden neue Windkrafttur-
binen mit einer Höhe von über 25m errichtet, so sind die Betreiber verpflichtet, Ausgleichszah-
lungen für den Wertverlust von Immobilien zu leisten, wenn durch die Windkraftanlagen der 
Wert einer Immobilie mindestens um 1% gemindert wird (DEA 2009, S. 22). Der Betreiber der 
Windanlagen muss dafür Informationsmaterial über das geplante Projekt bereitstellen und 
eine öffentliche Informationsversammlung organisieren. Berechtigt für eine Beantragung der 
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Ausgleichszahlung sind Anwohner, die in einer Entfernung von der Windturbine leben, die 
höchstens die sechsfache Höhe der Turbine beträgt. Zuständig für die Bewertung der Wert-
minderung sind vom Dänischen Ministerium für Klima und Energie beauftragte Immobilienex-
perten. 

Eine weitere Maßnahme zur Akzeptanzsteigerung ist die Option für lokale Anwohner, Eigen-
tumsanteile an dem geplanten Windpark zu erwerben (ebd.: 23). Die Betreiber der Anlagen 
sind verpflichtet den lokalen Anwohnern 20% der Eigentumsanteile zum Kauf anzubieten. Be-
rechtigt für den Erwerb diese Anteile sind alle Einwohner über 18 Jahre, die maximal 4,5 km 
vom Windpark entfernt wohnen, sowie alle Einwohner der Kommune, in der die Windkraftan-
lagen errichtet werden. Damit die lokal ansässigen Bürger ihre Investitionsentscheidung auf 
Basis einer gesicherten Informationsgrundlage treffen können, ist der Betreiber des Windparks 
verpflichtet, die finanziellen Konditionen des Projekts zu veröffentlichen sowie hierzu eine 
Informationsveranstaltung durchzuführen. 

Dieser Ansatz der lokalen Eigentümerschaft entspricht der dänischen Windenergietradition, 
die sich wesentlich auf kommunal ansässigen Windkraftkooperativen entwickelt hat.  
Hvelplund et al. (2013) weisen allerdings darauf hin, dass die Regelung eines 20 % Eigen-
tumsanteils kommunaler Einwohner keine hinreichende Bedingung für die Akzeptanz und das 
Engagement auf der lokalen Ebene ist. Sie fordern einen lokalen Eigentumsanteil von 60 % für 
Onshore und Nearshore Windenergieprojekte, um in der Bevölkerung das Interesse und Enga-
gement an Windkraftprojekten zu erhöhen. Wenn die Mehrheit der Anteilseigner auf der loka-
len Ebene angesiedelt wäre, so verblieben dort auch die Entscheidungshoheit sowie der Groß-
teil der finanziellen Einnahmen des Projektes. Für Kommunen, in denen Windparks errichtet 
werden, besteht ebenfalls die Möglichkeit einen Ausgleich für die Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes zu erhalten (DEA 2009, S. 23). Je nach Anzahl und Höhe der in der Kommune auf-
gestellten Windkraftturbinen werden Gelder vergeben, die für die Förderung der Landschafts-
pflege oder für naturnahe Erholungsgebiete verwendet werden können. 

Um lokalen Initiativen im Bereich der Windenergie den Marktzugang zu erleichtern, wurde ein 
Bürgschaftsfonds eingerichtet, der es den lokalen Akteuren ermöglicht kommerzielle Kredite 
für vorbereitende Untersuchungen zu erhalten (ebd.: 24f.). Das finanzielle Risiko für lokale 
Initiativen kann durch diese Maßnahme vermindert werden. Bewerben können sich für diese 
Bürgschaften Windkraft-Initiativen mit mindestens zehn Mitgliedern, von denen die Mehrzahl 
in derjenigen Kommune lebt, in der die Turbinen aufgestellt werden sollen. Die Bürgschaften 
werden vergeben für Vorabuntersuchungen, die notwendig sind, um ein Windkraft-Projekt zu 
realisieren. Dies können Untersuchungen zur Eignung von Standorten sein, technische und 
finanzielle Studien oder Assistenz für den Planungsprozess und die Korrespondenz mit Behör-
den. 

3.3 Formale Raumplanung in Deutschland 

Die Raumplanung spielt als wichtiges formales Instrument eine entscheidende Rolle für die 
Steuerung des Windenergieausbaus. In Deutschland ist die Raumplanung ein Verfahren, wel-
ches auf mehreren hierarchisch aufeinander bezogenen Ebenen geregelt ist. Dabei wird das 
Gegenstromprinzip angewendet, d.h. die untergeordneten Ebenen müssen sich in ihren Pla-
nungen an den übergeordneten Ebenen ausrichten, gleichzeitig müssen die übergeordneten 
Ebenen die Belange der nachrangigen Ebene beachten (Sinz 2005, S. 863ff.). Der Bund gibt 
dabei im Raumordnungsgesetz (ROG) den gesetzlichen Rahmen vor und definiert die Grund-
sätze und Leitvorstellungen der Raumordnung. Die konkrete Aufstellung von Raumplänen wird 
auf der Ebene der Länder (Landesentwicklungsprogramme) und Regionen (Regionalpläne) 
vollzogen. Die Kommunen sind durch die Bauleitplanung in die räumliche Planung eingebun-
den. 
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Im Baugesetzbuch (§35 Abs. 1 Nr. 5) zählen Windenergieanlagen zu den privilegierten Vorha-
ben im Außenbereich, d.h. die Anlagen dürfen überall dort gebaut werden, wo sie öffentlichen 
Belangen nicht entgegenstehen und eine ausreichende Erschließung möglich ist. Grundsätzlich 
liegt die Suche von Windkraftstandorten damit in der Hand der Betreiber, die geeignete 
Standorte nach deren Windhöffigkeit und betriebswirtschaftlichen Bedingungen auswählen 
und beim zuständigen kommunalen Bauamt beantragen (Stiglbauer/Koch 2013, S. 91). Öffent-
liche Belange, die einer Realisierung von Windkraftanlagen entgegenstehen, sind insbesondere 
die Gefährdung naturschutzrechtlich geschützter Gebiete, der Verstoß gegen artenschutz-
rechtliche Vorschriften (z.B. für geschützte Vogelarten) und die Nähe zu Siedlungsgebieten. Mit 
der Ausweisung von Vorrang-, Vorhalte- und Eignungsgebieten steht den Planungsbehörden 
ein Mittel zur Verfügung, um Flächen für die Windenergienutzung festzulegen sowie bestimm-
te Flächen (z.B. in Naturschutz- oder Siedlungsgebiete) von der Windenergienutzung auszu-
schließen (Scholich 2005, S. 1261f.). Die Neuaufstellung von Regionalplänen wird durch Beteili-
gungsverfahren begleitet, bei denen Akteure die Möglichkeit besitzen, Stellungnahmen zu den 
Entwürfen der Regionalplanung einzubringen (Liebrenz 2013; Thom 2013). 

Raumplanung für die Windenergie in Niedersachsen und Schleswig-Holstein 

Für die Aufstellung sowohl des Landesentwicklungsplanes als auch der Regionalpläne in den 
fünf regionalen Planungsräumen ist in Schleswig-Holstein das Innenministerium als Landespla-
nungsbehörde zuständig. Im Landesentwicklungsplan (LEP) finden sich bestimmte raumplane-
rische Vorgaben für den Ausbau der Windenergie (IM S-H 2011, S. 75ff.; Liebrenz 2013, S. 48). 
Als Ziel ist hier festgelegt, dass ca. 1,5% der Landesfläche Schleswig-Holsteins in den Regio-
nalplänen als Eignungsgebiete für die Nutzung der Windenergie auszuweisen sind. Dabei müs-
sen bestimmte Kriterien eingehalten werden, wie beispielsweise Abstandsregelungen, Aus-
schlussgebiete oder Naturschutzauflagen. Außerhalb der in den Regionalplänen festgelegten 
Eignungsgebiete ist der Ausbau der Windenergie nicht erlaubt. Im Jahr 2012 fand eine Teilfort-
schreibung der fünf Regionalpläne in Schleswig-Holstein statt, um dem im Landesentwick-
lungsplan formulierten Ziel Rechnung zu tragen, den Anteil der Eignungsgebiete für die Wind-
energie von 0,86% auf ca. 1,5% der Landesfläche zu erhöhen (Liebrenz 2013, S. 48). 

In Niedersachsen sind die übergeordneten Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Landes-
Raumordnungsprogramm (LROP) verankert. Die Planung für die regionalen Teilräume erfolgt 
durch die Aufstellung der Regionalen Raumordnungsprogramme (RROP) in den 32 Landkrei-
sen, der Region Hannover und dem Zweckverband Braunschweig. In den kreisfreien Städten 
wird die regionale Raumordnung durch den Flächennutzungsplan geregelt (Thom 2013, S. 34). 
Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsens aus dem Jahr 2008 ist festgelegt, dass in 
den jeweiligen Regionalen Raumordnungsprogrammen Vorranggebiete oder Eignungsgebiete 
für die Windenergienutzung festzulegen sind (Nds. ML 2011, S. 38f.). In besonders windhöffi-
gen Landesteilen müssen die Vorranggebiete bestimmte Mindestleistungen ermöglichen. Ins-
gesamt sind in den Regionalen Raumordnungsprogrammen 0,5 % der Landesfläche als Eig-
nungs- oder Vorranggebiete für den Ausbau der Windenergie ausgewiesen. 

Maritime Raumplanung 

Die maritime Raumplanung in Deutschland lässt sich grundsätzlich unterteilen in eine Planung 
des Küstenmeeres – die Zuständigkeit liegt bei den jeweiligen Bundesländern – und eine Pla-
nung der AWZ, für welche der Bund zuständig ist (ARL 2013, S. 60). Das Küstenmeer liegt in-
nerhalb der 12-Seemeilen-Zone und unterliegt der Souveränität des angrenzenden Küstenstaa-
tes. Das Küstenmeer an der deutschen Nord- und Ostseeküste gehört damit zum Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland. Im Bereich des Küstenmeeres sowohl in Schleswig-Holstein 
als auch in Niedersachsen ist der Bau und Betrieb von Offshore Windparks weitestgehend aus-
geschlossen. In den jeweiligen Raumplänen sind lediglich der Betrieb von Offshore-Windparks 
für Forschungszwecke vorgesehen (Nds. ML 2011, S. 38f.) (IM S-H 2011, S. 75ff.). 
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Bei der AWZ handelt es sich um das Meeresgebiet, welches an die 12-Seemeilen-Zone an-
schließt und höchstens bis zur 200-Seemeilen Grenze reicht. Die AWZ gehört nicht zum Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland. Allerdings stehen der Bundesrepublik bestimmte 
Rechte in diesem Gebiet zu: die Verfügung über die natürlichen Ressourcen, die Errichtung von 
Anlagen und Bauwerken, die wissenschaftliche Meeresforschung sowie der Naturschutz. Die 
AWZ in Deutschland hat eine Größe von ca. 35.100  km² (Nordsee: ca. 28.600 km², Ostsee: ca. 
4500 km²). Im Jahr 2009 wurden durch das Bundesamt für Schifffahrt und Hydrografie (BSH) 
erstmals Raumpläne für die AWZ in der Nord- und Ostsee aufgestellt. In den Plänen sind fünf 
Leitlinien für eine nachhaltige räumliche Entwicklung definiert (ARL 2013, S. 64f.): (1) Sicherung 
und Stärkung des Schiffsverkehrs, (2) Stärkung der Wirtschaftskraft und Optimierung der Flä-
chennutzung, (3) Förderung der Offshore-Energie, (4) Sicherung und Nutzung der besonderen 
Eigenschaften und Potenziale der AWZ, (5) Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen (Mee-
resumweltschutz). 

Die Förderung der Offshore-Windenergie, wie sie in den Raumplänen der AWZ zur Geltung 
kommt, sind an den Zielen der „Strategie der Bundesregierung zur Windenergienutzung auf 
See“ (Deutsche Bunderegierung 2002) und am „Integrierten Energie- und Klimaprogramm“ 
(Deutsche Bundesregierung 2007) ausgerichtet. Danach soll die Offshore-Windenergie bis zum 
Jahr 2030 auf bis zu 25.000 MW ausgebaut werden. Um diesem Ziel gerecht zu werden und um 
Investoren, die sich im Bereich der Offshore-Windenergie engagieren, Planungssicherheit zu 
geben, sind in den Raumplänen für die AWZ der Nordsee drei Flächen als Vorranggebiete für 
die Windenergie ausgewiesen, die eine Gesamtfläche von ca. 880km2 aufweisen (dies ent-
spricht ca. einem Flächenanteil von 25% an der gesamten AWZ). Andere raumbedeutsame 
Planungen, Maßnahmen und Vorhaben, die mit der Windenergie nicht vereinbar sind, dürfen 
in diesen Gebieten nicht realisiert werden. Die Ausweisung weiterer Vorranggebiete für die 
Offshore Windenergie soll nach entsprechender Prüfung stattfinden. 

 
Mehrebenen-Problematik der Windenergie-Governance 

Die Governance des Windenergieausbaus lässt sich als eine Mehrebenen-Struktur beschrei-
ben, bei der die Raumplanung auf der kommunalen und regionalen Ebene den ökonomischen 
Anreizmechanismen auf der nationalen Ebene (Einspeisevergütung im Rahmen des EEG) ge-
genübersteht (Klagge 2013, S. 9; Gailing/Röhring 2015, S. 33). Eine der wesentlichen Heraus-
forderungen einer solchen Struktur besteht darin, das Ineinandergreifen der verschiedenen 
Ebenen zu koordinieren. Darüber hinaus besteht eine Vielfalt an beteiligten Akteuren, die 
durch ihre unterschiedlichen räumlichen Bezüge jeweils eigene Interessen vertreten und mit 
bestimmte Ressourcen und Handlungsspielräumen ausgestattet sind. Beteiligt an den Gover-
nance-Prozessen des Ausbaus der Windenergie sind sowohl Akteure aus dem politisch-
administrativen Bereich als auch Akteure aus der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft. 

Auf der Bundesebene wurden in den letzten Jahren ambitionierte Ziele für eine nachhaltige 
Energiewende formuliert, die auch den weiteren Ausbau der Windenergie umfassen. Bisher 
spielt allerdings eine übergeordnete nationale Steuerung, die auf eine effiziente und kosten-
minimale Flächenallokation abzielt, keine Rolle beim Ausbau der Windenergie. Die Investitio-
nen in den Ausbau von erneuerbare Energien Anlagen werden innerhalb des Rahmens des EEG 
über den Markt koordiniert. Wo die Anlagen gebaut werden können und dürfen, ist nicht im 
EEG geregelt und muss sich auch nicht am vorhandenen Stromnetz orientieren, da die Netzbe-
treiber an eine Anschlusspflicht und Ausbauverpflichtung gebunden sind (Klagge 2013, S. 11). 

Die lokale und regionale Ebene ist hierbei insbesondere mit den direkten materiellen Auswir-
kungen der Transformation von Energielandschaften konfrontiert. Abstimmungsprozesse zwi-
schen verschiedenen Akteuren (vor allem Investoren, Grundstückseigentümer, Planungsbe-
hörden), die letztendlich ausschlaggebend für die Standortwahl von Windturbinen sind, finden 
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vor allem auf dieser lokalen und regionalen Ebene statt. Eine räumliche Verteilungsgerechtig-
keit und koordinierte Abstimmung des Windenergieausbaus findet auf der nationalen Ebene 
bisher noch nicht statt. Bestimmte Bevölkerungsgruppen oder Regionen in Deutschland sind 
dementsprechend in unterschiedlichem Maße von den Vor- oder Nachteilen des Ausbaus der 
Windenergie betroffen. In Niedersachsen und Schleswig-Holstein ist die installierte Leistung 
aus Windenergie deutschlandweit am höchsten, und mit der Transformation von Energieland-
schaften haben sich viele Bürgerinitiativen gegründet, die gegen die Windenergie agieren 
(Ohlhorst/Schön 2010). Gleichzeitig haben sich in den beiden Bundesländer an der deutschen 
Nordseeküste aber auch zunehmende Gestaltungspielräume für eigenständige energiepoliti-
sche Zielsetzungen ergeben, was sich in den Strategien der Länder sowie vieler Kommunen 
zum Windenergieausbau wiederspiegelt. 

Mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie ist der Kontext der Mehrebenen-Problematik eine 
Verschiebung von Handlungskompetenzen auf die Bundesebene und eine zunehmende Zentra-
lisierung des Windenergieausbaus zu beobachten (Mautz 2010). Im Rahmen der maritimen 
Raumplanung finden die Planungen vorwiegend auf der Bundesebene statt. Aufgrund der ho-
hen Investitionen, die mit dem Ausbau der Offshore-Windenergie  verbunden sind, werden die 
Projekte vornehmlich von großen Betreibergesellschaften und Energiekonzernen realisiert, 
weshalb hier auch die Tendenz einer Finanzialisierung des Windenergieausbaus zu erkennen 
ist (Klagge/Anz 2014). Die Windenergie entfernt sich im Offshore-Bereich von der Nähe zum 
Verbraucher und einer heterogenen Betreiberstruktur und lässt sich in diesem Bereich als eine 
Großtechnologie charakterisieren. 

4. ERGEBNISSE UND AUSBLICK 

Die Literaturstudie hat zunächst die historische Dimension des Windenergieausbaus seit den 
1980er Jahren beleuchtet. Der historische Vergleich konnte aufzeigen, dass  sich die Küsten in 
allen drei Ländern durch den Ausbau der Windenergie an Land und auf dem Meer zu erneuer-
baren Energielandschaften transformiert haben. Dabei zeichnet sich diese Transformation zum 
einen durch eine Umgestaltung der physisch-materiellen Dimension der Küstenlandschaft aus. 
Die Windkraftturbinen sind im Zuge dessen zu einem charakteristischen landschaftlichen 
Merkmal der Nordseeküste avanciert. Gleichzeitig sind auch die symbolisch-kulturellen Dimen-
sionen der Küstenlandschaften einem Wandlungsprozess unterworfen worden. Mit der Diffu-
sion der Windenergie spielen die Küstenlandschaften eine zunehmend wichtige Rolle für den 
Übergang von einem fossil-nuklearen hin zu einem erneuerbaren Energiesystem. Sie erschei-
nen als wichtiger räumlicher Bezugspunkt für eine nachhaltige Entwicklung und werden damit 
zu Orten, an denen gesellschaftliche Leitvorstellungen verhandelt werden. Verschiedene 
Governance-Praktiken haben für die Transformationen von Energielandschaften eine ent-
scheidende Rolle gespielt. Diese sozialen Praktiken der Regulation und politischen Steuerung 
sind an der Hervorbringung von erneuerbaren Energielandschaften beteiligt, sowohl bezüglich 
ihrer materiellen als auch ihrer symbolisch-kulturellen Dimensionen. Im Zuge der Entwicklung 
der Windenergie von einer Nischentechnologie zu einem wesentlichen Bestandteil des Ener-
giesystems haben sich dabei auch neue Formen der Governance etabliert. Damit wurde auf 
spezifische Herausforderungen bezüglich der soziotechnischen Diffusion der Windenergie rea-
giert. Insbesondere die Bearbeitung des Spannungsfeldes zwischen Akzeptanz und Initiative 
hat sich in diesem Kontext als wichtige Aufgabe herausgestellt. In Dänemark, Deutschland und 
den Niederlanden sind dafür unterschiedliche Governance-Praktiken konzipiert und umgesetzt 
worden. 

Für Dänemark – das Pionierland der Windenergie – ist insbesondere das starke Engagement 
der Zivilgesellschaft und das hohe Maß an Beteiligungsmöglichkeiten charakteristisch. Die ge-
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nossenschaftliche Organisation von Windenergieprojekten hat dabei eine wichtige Rolle ge-
spielt. Diese Initiativen haben eine hohe Akzeptanz und Identifikation mit dem Windenergie-
ausbau gefördert. Trotz hoher Preise für Energie herrscht in der Bevölkerung eine sehr hohe 
Akzeptanz für die kostenintensive Förderung der erneuerbaren Energien. Insbesondere ist hier 
die Möglichkeit hervorzuheben, durch den Erwerb von Eigentum an Windturbinen selbst an 
der Transformation von Energielandschaften mitzuwirken und finanziell zu profitieren. Durch 
die Ermöglichung ökonomischer Teilhabe wird hier zum einen die Akzeptanz gefördert, gleich-
zeitig aber auch ein hohes Maß an Initiative erreicht. Die flachen Entscheidungsstrukturen der 
genossenschaftlichen Organisationsform eröffnen Gestaltungs- und Partizipationsräume für 
engagierte Bürger, was eine hohe Identifikation mit den Bürgerwindparks zur Folge hat. Auch 
die Formen der kommunalen Akzeptanzförderung sind wesentlich durch die Zivilgesellschaft 
geprägt und auf dieser Ebene entwickelt worden. In diesen staatlichen Regulationsmechanis-
men spiegeln sich die Prinzipien von Partizipation und Initiative wieder. Die Governance Struk-
tur in Dänemark kann deshalb als Bottom-Up Praxis bezeichnet werden, bei der Akzeptanz und 
Initiative durch Identität und Beteiligung gefördert wird. 

Für Deutschland lässt sich feststellen, dass die Partizipation verschiedener Interessengruppen 
stärker als in Dänemark durch staatliche Regulationsmechanismen organisiert ist. Die Gover-
nance-Praxis ist deshalb weniger als Bottom-Up Prozess charakterisiert, sondern als formale 
Regulation durch die staatlichen Verwaltungsstrukturen. Durch die Raumplanung wurden die 
lokalen Gegebenheiten der Windenergiestandorte auf der einen und die Ausbauziele der Bun-
desländer auf der anderen Seite miteinander abgestimmt. Durch diese Governance-Praktik des 
Windenergieausbaus wurde ein kontinuierlicher Ausbau gewährleistet. Entstehende Konflikte, 
die im Verlauf der Diffusion der Windenergie aufgekommen sind, konnten vor allem durch 
regulierte Planungsverfahren vermittelt werden. Die Förderung von Akzeptanz auf der lokalen 
Ebene wird hier also durch eine transparente Regulation auf den verschiedenen Planungsebe-
nen organisiert. Diese Governance-Praktik stellt damit die Rahmenbedingungen für die Ver-
mittlung und den Ausgleich konfligierender Raumansprüche dar. Eine direkte Förderung von 
Initiative und zivilgesellschaftlichem Engagement lässt sich der formalen Raumplanung nur 
bedingt zuschreiben. So beschränkt sich die Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure hier auf 
die Möglichkeit Stellungsnahmen zu aktuellen Planungsprozessen einzubringen. 

In den Niederlanden ist die Governance Struktur vor allem geprägt durch eine zentrale Aus-
richtung, bei der Akteure aus der Wissenschaft, aus großen Unternehmen und aus staatlichen 
Behörden zusammen die Rahmenbedingungen geschaffen haben, in denen sich der Ausbau 
der Windenergie vollzogen hat. Mit dem Ansatz des Transition Management ist in den Nieder-
landen aus dem akademischen Kontext der Innovationsforschung heraus ein Ansatz entwickelt 
worden, der nicht nur innerakademische Anschlussfähigkeit, sondern auch Einfluss auf die 
niederländische Nachhaltigkeits- und Energiepolitik hat. Hinsichtlich der Förderung von Initia-
tive setzen die Prinzipien des Transition Management insbesondere auf die  Etablierung von 
Nischen, in denen in Such- und Experimentierprozessen Innovationen entwickelt werden kön-
nen. Akzeptanz soll bei dieser Governance-Praktik vor allem durch den Einbezug machtvoller 
Akteure erreicht werden, die sich auf bestimmte Leitbilder einigen. Beim Versuch der Umset-
zung dieser Prinzipien hat sich gezeigt, dass der Fokus auf Akzeptanz durch Konsens sowie die 
Förderung von Initiativen innerhalb der gegebenen energiepolitischen Regimeebene nicht die 
erhofften Transformationsprozesse einleiten konnte. Dies lag insbesondere an der unzu-
reichenden Einbindung der kommunalen Ebene und von Akteuren aus der Zivilgesellschaft 
sowie dem Fokus auf eine hierarchische Planung und Großprojekte. 

Energielandschaften im Kontext von „Sociotechnical Imaginaries“ 

Es lässt sich mit Bezug auf die vorausgegangenen Ausführungen feststellen, dass die Transfor-
mation von Energielandschaften eingebettet ist in jeweils bestimmte nationale Kulturkontexte, 
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die einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung und Diffusion der Windenergie haben. Es 
soll im Folgenden ein Ausblick auf eine an diese Studie anschlussfähige Forschungsperspektive 
aufgezeigt werden, die an einer näheren Untersuchung dieser politischen Kulturen interessiert 
ist. Ländervergleichende Analysen technologiepolitischer Projekte und nationaler Innovations-
systeme ermöglichen einen differenzierten Blick auf die vielfältigen politischen Kulturen, un-
terschiedlichen Bewertungsmuster (z.B. von Risiko oder Nützlichkeit) und auf die Konstitution 
von Öffentlichkeiten. Im Bereich der Erforschung und Entwicklung neuer Technologien zur 
Förderung einer nachhaltigen Transformation von Energiesystemen haben ländervergleichen-
de Studien beispielsweise divergierende Pfadabhängigkeiten (Levidow/Papaioannou/Borda-
Rodriguez 2013), innovationspolitische Stile (Sovacool 2010) oder Entwicklungspfade (Hultman 
u. a. 2012) in den Blick genommen. 

Ein anschlussfähiges Konzept für eine ländervergleichende Untersuchung der Transformation 
von Energielandschaften im Kontext nationaler Forschungs- und Technologieprojekte stellt das 
Konzept der „Sociotechnical Imaginaries“ dar (Jasanoff/Kim 2009, 2013, 2015; 
Levidow/Papaioannou 2013; Ballo 2015). Jasanoff und Kim (2015, S. 4) verstehen unter “Socio-
technical Imaginaries”: „[…] collectively held, institutionally stabilized, and publicly performed 
visions of desirable futures, animated by shared understandings of forms of social life and so-
cial order attainable through, and supportive of, advances in science and technology.”  

Es lassen sich drei wesentliche Aspekte dieser Definition herausstellen. Erstens bezeichnet das 
Imaginäre hier kollektive Vorstellungen über wünschenswerte Zukünfte, die über das Beste-
hende hinausweisen und mit bestimmten gesellschaftlichen Entwicklungszielen verbunden 
sind. Diese Zukunftsvorstellungen sind institutionell stabilisiert, d.h. sie sind eingelassen in 
soziale Ordnungsmuster, wie beispielsweise Gesetze, politische Strategien, Diskurse oder 
Governance-Praktiken. Gleichzeitig werden „Sociotechnical Imaginaries“ innerhalb von sozia-
len Praktiken performt, also in konkreten Handlungssituationen aufgeführt und im Zuge des-
sen auch immer wieder neu verhandelt, aktualisiert und verändert. Zweitens sind diese Vor-
stellungsbilder Ausdruck und Bezugspunkt für normative Bewertungen über soziales Zusam-
menleben und die Einrichtung gesellschaftlicher Ordnung. Sie sind die Basis für die Bildung 
kollektiver Identitäten, fördern Zugehörigkeit zu einer politischen Gemeinschaft und ermögli-
chen kollektive Interpretationen über die soziale Realität. So werden beispielsweise Bedeutun-
gen über öffentliche Güter, Regeln und des sozialen Zusammenlebens, die Nützlichkeit be-
stimmter Technologien oder die Rolle der Zivilgesellschaft für Innovationsprozesse in den 
„Sociotechnical Imaginaries“ sichtbar. Das soziotechnisch Imaginäre wird drittens in einen Zu-
sammenhang mit technologischen und wissenschaftlichen Entwicklungen gestellt. Bestehende 
„Sociotechnical Imaginaries“ haben Einfluss auf die Ausrichtung technowissenschaftlicher Pro-
jekte, indem sie als wirkmächtige kulturelle Ressource dabei helfen, das jeweilige Projekt in 
Bedeutungshorizonte einzubetten bzw. den Projekten „Sinn zu verleihen“. Innerhalb dieser 
Praxis der Sinnproduktion werden Handlungsspielräume konstituiert, Legitimations- und Rele-
vanzansprüche verhandelt sowie bestimmte Rollen und Positionen von Akteuren festgelegt. 

„Sociotechnical Imaginaries“ lassen sich entsprechend der vorangegangenen Ausführungen 
innerhalb sozialer Praxiszusammenhänge verorten, in denen sich die Transformation von er-
neuerbaren Energielandschaften vollzieht. Sie sind wesentlicher Bestandteil von Governance-
Praktiken, die in dieser Studie als Ausgangpunkt genommen wurden, um die Bearbeitung des 
Spannungsfelds zwischen Akzeptanz und Initiative näher zu beleuchten. Eine Bezugnahme auf 
das Konzept stellt deshalb eine vielversprechende Forschungsperspektive dar, um die länder-
spezifischen kulturellen Rahmungen der Transformation von Energielandschaften besser zu 
verstehen zu können. 
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